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Europa der Bürger 
Zeitzeugengespräche mit Peter Altmaier, Barbara 
Gessler, Ruth Hieronymi und Hans-Gert Pöttering 
Der Ausdruck »Europa der Bürger« gehört seit Jahren zum vocabulaire 
européen.1 Er beinhaltet verschiedenste gemeinschaftspolitische Maßnah-
men zur Stärkung der Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit dem 
europäischen Integrationsprojekt.2 Die politischen Maßnahmen finden nicht 
zuletzt ihren Niederschlag in den Definitionen und Zielen der Union.3 Auch 
die Freizügigkeit, die Niederlassungsfreiheit sowie diplomatischer und 
konsularischer Schutz gehören zur konkreten Ausbuchstabierung eines 
»Europa der Bürger«.4  
 
1  Vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, ABl. L 166/20 (Art. 2, IV). Das 
Gemeinschaftsrecht legt den Mitgliedstaaten der EU Bestimmungen auf, die das ei-
gene Recht verdrängen. Denn die Mitgliedstaaten haben sich verpflichtet, an der 
Entwicklung der EU mitzuwirken und aus diesem Grunde Hoheitsrechte an die Un-
ion abgetreten (Art. 23 GG). EU-Recht hat in diesen Fällen Vorrang vor nationalem 
Recht. 
2  Dazu einführend: Markus Jachtenfuchs/Beate Kohler-Koch (2003): Europäische 
Integration. Wiesbaden; sowie Jürgen Elvert (2006): Die europäische Integration. 
Darmstadt. 
3  Vgl. EU-V, Titel I, Artikel A und B. 
4  Vgl. Art. 39 EGV (alt: Art. 8, 48 EGV); Art. 43 EGV (alt: Art. 52 EGV); KOM 
(2006), 712 endgültig; ABl. L 314 vom 28.12.1995, S. 73–76; Art. 20 EGV sowie 
95/553/EG: Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit-
gliedstaaten vom 19. Dezember 1995 über den Schutz der Bürger der Europäischen 
Union durch die diplomatischen und konsularischen Vertretungen. Siehe dazu auch: 
Christian Storost (2005): Diplomatischer Schutz durch EG und EU? Die Berücksi-
chtigung von Individualinteressen in der europäischen Außenpolitik. Berlin. 
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Darüber hinaus besitzen die Bürger der Europäischen Union elementare 
Rechte, die sie in Anspruch nehmen können. Hierunter fallen das Petitions-
recht, das kommunale Wahlrecht und das Wahlrecht zum Europäischen 
Parlament sowie die Grundrechte, die in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union niedergeschrieben sind.5 Die Charta erhält durch den 
Vertrag von Lissabon (2009) Rechtsverbindlichkeit.6 Ferner gibt es eine 
breit angelegte Kommunikationspolitik, die von einem Kommissariat für 
institutionelle Beziehungen und Kommunikationsstrategie koordiniert wird. 
Schließlich hat die Europäische Union (EU) zahlreiche Symbole geschaf-
fen, die die Identifikation mit der EU erleichtern sollen: Die Europahymne 
(der letzte Satz aus Beethovens Neunter Symphonie), die Europaflagge, die 
gemeinsame Währung (Euro), der Europatag (9. Mai) und das Motto der 
EU „In Vielfalt geeint“.7 Daneben kann auch das Europa ohne Binnengren-
zen und Grenzkontrollen symbolischen Mehrwert für sich beanspruchen. 
Schließlich unterstützen diverse Agenturen der Europäischen Union die 
Mitgliedstaaten und ihre Bürger. Die spezialisierten und dezentralen Agen-
turen zwischen Thessaloniki und Stockholm, Warschau und Lissabon sol-
len sowohl die Standortdiversifizierung als auch rechtliche, technische und 
wissenschaftliche Aufgaben managen. Neben den Gemeinschaftsagenturen 
existieren mittlerweile auch Agenturen für die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik, für die polizeilich-justizielle Zusammenarbeit, sowie 
auch so genannte Exekutivagenturen mit bestimmten Aufgaben bei der 
Verwaltung von Gemeinschaftsprogrammen mit Sitz in Brüssel oder Lux-
emburg. Im Jahre 2007 wurde mit Blick auf die Implementierung der 
Grundrechtecharta eine entsprechende Agentur mit Sitz in Wien ins Leben 
gerufen.8 Die ersten Gemeinschaftsagenturen entstanden Mitte der 1970er 
 
5  Vg. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, ABl. C 364/01 vom 18.12. 2000. 
Hinweis: „L“ steht für Rechtsvorschriften, „C“ für Mitteilungen und Bekanntma-
chungen, J. N.-S. 
6  Für das Vereinigte Königreich sind allerdings opting-outs vereinbart worden. 
7  „In varietate concordia“: Die jeweiligen nationalstaatlichen Übersetzungen sind 
hierbei ebenso vielfältig. Sie reichen von Verschiedenheit (NL) über Polymorphie 
(GR) bis hin zu Mannigfaltigkeit (SWE und DK).  
8  Quelle: Persönliche Gespräche, u.a. mit Vertretern der EASA in Köln. 
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Jahre (Cedefop und Eurofound), in den vergangenen Jahren sind eine ganze 
Reihe neuer Agenturen hinzugekommen (FRA, EASA, ECHA u. a.).9  
Nichtsdestotrotz bleibt das Verstehen der Strukturen der Europäischen Un-
ion elementar, wenn es um die Einbindung der Bürgergesellschaft geht. 
Diesem Anliegen scheint zurzeit eine höhere Priorität eingeräumt zu wer-
den als der Identifikation auf der symbolischen Ebene, denn der Reform-
vertrag (Lissaboner Vertrag) verzichtet – ad usum delphini – auf 
vertraglich fixierte Symbolisierungen ebenso wie auf staatsanaloge Begrif-
flichkeiten und „quasi-konstitutionelle Charakterisierungen“,10 weil es ins-
besondere in den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich Bedenken 
gegenüber einem symbolisch allzu aufgeladenen Europa auch von Seiten 
der Bürgergesellschaft gab. Die Symbole sind damit nicht völlig ad acta 
gelegt, sie sind aber fortan nicht länger Bestandteil vertraglicher Vereinba-
rungen.  
In diesem Kontext hat der Europäische Gerichtshof, der im Verlauf der In-
tegrationsgeschichte einen immer stärkeren Grundrechtsschutz gegenüber 
der Hoheitsgewalt der Gemeinschaft gewährleistete, bereits 1989 fest-
gestellt, das »Europa der Bürger« gehöre zu den »objectifs généraux«, 
sprich: zu den allgemeinen Zielen der Gemeinschaft.11 Vorrangig geht es 
bei diesem Teilprojekt der Integration nicht zuletzt auch um die umfas-
sendere Beteiligung der Bürger am Integrationsprozess und damit um eine 
grundlegende Voraussetzung in demokratisch organisierten, politischen 
Gebilden: „Der einzelne soll nicht mehr lediglich als Wirtschaftsfaktor er-
faßt werden, sondern umfassend als Bürger im traditionellen Sinn mit allen 
 
9  Vgl. die Internetseite http://europa.eu/agencies. 
10  Wolfgang Wessels/Verena Schäfer (2007): Der Reformvertrag: Fortsetzung des 
finalitätsoffenen Fusionstrends. In: ifo Schnelldienst 15/2007, 60. Jg., S. 7. 
11  EuGH, Rechtssache 242/87, Slg. 1989, S. 1425 ff. Dazu auch: Siegfried Magiera 
(1990): Ansätze für ein Europa der Bürger in der Rechtsordnung der Europäischen 
Gemeinschaft. In: Ders. (Hg.): Das Europa der Bürger in einer Gemeinschaft ohne 
Binnengrenzen. Baden-Baden, S. 13-26, hier S. 13. Siehe auch die Schlussfolgerun-
gen des Europäischen Rates in Fontainebleau vom 25. und 26.6. 1994. In: Auswär-
tiges Amt (Hg.): Europa der Bürger – Berichte des Ad-hoc-Ausschusses für das 
Europa der Bürger an den Europäischen Rat.  
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damit verbundenen Rechten und Pflichten.“12 Zu diesen Pflichten gehören 
Verfassungs- bzw. Gesetzestreue, auf nationaler Ebene auch Steuerpflicht, 
Schulpflicht, z.T. Wahl- und Wehrpflicht. Mit dem 1993 in Kraft getre-
tenen Vertrag über die Europäische Union – im Volksmund Maastrichter 
Vertrag (EU-V) genannt – gab es erstmals ein besonders enges Rechte- und 
Pflichtenverhältnis zwischen den Bürgerinnen und Bürgern einerseits und 
der Union andererseits.  
Der EuGH hat ferner hervorgehoben, die Gemeinschaft unterliege dem 
Völkerrecht als einer Quelle der Rechtsprechung des Gemeinschaftsrechts. 
Zudem stelle die Gemeinschaft selbst, so der EuGH, „eine neue Rechtsord-
nung des Völkerrechts“13 dar, denn die Gemeinschaft sei „in der Form einer 
völkerrechtlichen Übereinkunft geschlossen“14 worden. Der EU-V wie auch 
der Verfassungsvertrag nahmen ebenfalls Bezug auf die in der Menschen-
rechtskonvention formulierten Grundrechte, die von der Gemeinschaft 
geachtet werden sollen und zunehmend Eingang in das Primärrecht finden, 
weil die Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
zu den allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts gehört.15 Dass die 
Charta der Grundrechte den Status der Rechtsverbindlichkeit erhält, ist in 
diesem Sinn nur politisch konsequent. In der Charta, die bis zum Inkrafttre-
ten des Reformvertrags 2009 nur deklaratorischen Wert besitzt, werden 
zudem die geschützten Rechte aufgeführt. Die Charta bildet somit nicht nur 
einen wesentlichen Teil der Verteidigung – der Verteidigung von (poli-
tischer) Freiheit, die eine selbst in Anspruch genommene und gegenseitig 
zugestandene Freiheit der Person als Bürger bedeutet;16 sie trägt dadurch 
auch eine ganz eindeutige demokratische Botschaft in sich, weil sie immer 
auch „Ausdruck der Anerkennung von Personen als autonome Wesen, die 
 
12  Magiera, Ansätze, S. 15, sowie ders. (1987): Die EG auf dem Wege zu einem Eu-
ropa der Bürger. In: Die öffentliche Verwaltung 1987. Stuttgart, S. 221-231. Siehe 
auc: Meinhard Hilf (1997): Die Union und die Bürger. Nicht viel Neues, aber im-
merhin. In: Integration 20/97. 
13  EuGH Rs. 26/62, Slg. 1963, 1 (25) – van Gend und Loos. 
14  EuGH, Gutachten 1/91, Slg.1991, I-6079 – EWR I. 
15  Vgl. Vertrag für eine Verfassung für Europa Teil I, Artikel 7 (3). 
16  Vgl. Rainer Forst (2007): Das Recht auf Rechtfertigung. Elemente einer konstruk-
tivistischen Theorie der Gerechtigkeit. Frankfurt a. M., hier besonders S. 189ff. 
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einander diese Rechte nicht reziprok und allgemein vorenthalten können“17 
wie auch eine normativ einklagbare Aufforderung zur Einlösung der damit 
einhergehenden Verantwortlichkeit der Bürger ist.  
In Abwandlung einer Parole des Sozialdemokraten Eduard Bernstein 
(1850-1932) könnte man sagen: „Das Endziel der europäischen Einigung 
ist nichts, die Bewegung alles!“ Denn ein Endziel erwies sich in den ver-
gangenen Jahren mehr und mehr als Illusion, zumal bis zum heutigen Tag 
nicht geklärt ist, was mit einer solchen, wie auch immer gearteten Finalität 
des Einigungsprojekts, erreicht wäre, ganz im Gegensatz zu den Maßnah-
men, die unter der Rubrik »Europa der Bürger« fortan in Gang gesetzt 
wurden.  
Der Ausdruck »Europa der Bürger« ist seit Mitte der 1970er Jahre im Um-
lauf – so etwa im Tindemans-Berichts von 1975/7618. Zum festen Bestand-
teil der Europa-Terminologie gehört das »Europa der Bürger«, so der 
Chemnitzer Rechtswissenschaftler Matthias Niedobitek, allerdings erst seit 
den 1980er Jahren,19 auch wenn es bereits in der Dekade zuvor hieß, die 
Entwicklung der Nationalstaaten seit dem 19. Jahrhundert habe dazu ge-
führt, dass die europäischen Staaten zu „geschlossenen Gesellschaften“20 
geworden seien: Undurchschaubar, ohne parlamentarische Kontrolle und 
ohne die Möglichkeit der Mitwirkung zeige sich Europa ziellos, weshalb 
eine „EG-Charta der Bürgerrechte“ seitens der politischen Elite gefordert 
wurde, die sowohl politische wie rechtliche Benachteiligungen der Bürger 
der Gemeinschaft beseitigen helfe und zugleich sicherstelle, „daß alle 
Rechtsakte und Handlungen der Europäischen Gemeinschaft der Eu-
ropäischen Konvention über den Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten entsprechen.“21 Unter einem »Europa der Bürger« verstand man 
 
17  Ebd., S. 192. 
18  Vgl. Leo Tindemans (1976): Report on European Union. Bulletin of the European 
Communities, Supplement 1/76. 
19  Matthias Niedobitek (1989): Pläne und Entwicklung eines Europas der Bürger. 
Zwischenbericht. Speyerer Forschungsberichte 81. Speyer, hier S. 1. Ich danke dem 
Autor für die Zurverfügungstellung des Buches. 
20  Siehe Archiv der sozialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung, Helmut 
Schmidt-Archiv/Deposita, 1/HSAA006626, Helmut Schmidt (alt: 1628B). 
21  Ebd. 
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deshalb vor allem „die Mitwirkung der Gemeinschaftsbürger, die über den 
Wahlakt zum Europäischen Parlament hinausgeht.“22  
Niedobitek selbst führte in diesem Zusammenhang und zur Unterstreichung 
seiner These Helmut Kohls Regierungserklärung zum Weltwirtschafts-
gipfel in Toronto 1988 und einen Jahresbericht der Europäischen Kommis-
sion23 an, der das »Europa der Bürger« als Gliederungspunkt der 
Berichterstattung ausdrücklich hervorhob.24  
In der organisierten Zivilgesellschaft wird sogleich das Bindeglied, die 
Ligatur (Dahrendorf) zwischen europäischen Institutionen und der Bür-
gergesellschaft gesehen, so dass verstärkt auf eine transnationale Zusam-
menarbeit des zivilen Sektors hingearbeitet wird,25 um neben staatlich 
garantierter Demokratie und funktionstüchtigem Marktgeschehen eine 
dritte Kraft zwecks Erhalt der Lebendigkeit innerhalb der Union zu etab-
lieren, die die beiden anderen Kräfte in ihrer Substanz zusammenhält. 
Unter dieses weite Feld fallen nicht nur die Förderung von Städtepartner-
schaften, sondern auch Strukturförderungen für Forschungseinrichtungen, 
„die sich mit europäischen öffentlichen Politiken beschäftigen.“26 Aber 
auch die organisierte Zivilgesellschaft soll hiervon profitieren. Unter dem 
Schlagwort „Gemeinsam für Europa“ werden öffentlichkeitswirksame 
Veranstaltungen, Studien, Meinungsumfragen mit einem Budget von insge-
samt 215 Millionen Euro gefördert. 
Implizit war es von Beginn des Einigungsprozesses an erklärtes Anliegen 
europäischer Integrationsbemühungen, einen immer engeren Zusammen-
schluss der Völker („an ever closer Union“27) und somit letztlich nichts an-
deres als ein »Europa der Bürger« herbeizuführen,28 bei dem die 
 
22  Ebd. 
23  KOM (1988), 425 endgültig. 
24  Niedobitek, Pläne. 
25  Amtsblatt der Europäischen Union Abl. L 378/32 vom 27.12. 2006, (12). 
26  Ebd., Artikel 3 b. 
27  So der Titel eines Einführungsbuches von Desmond Dinan (1999): Ever closer Un-
ion. An Introduction to European Integration. Lynne Rienner, Boulder. Der Titel ist 
ein Zitat aus den Römischen Verträgen. 
28  Vgl. die Präambel des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG-V). 
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industrielle Entwicklung in den Dienst der Gesellschaft gestellt werden 
sollte.29 So betonte Leo Tindemans (*1922) in einem Gespräch aus dem 
Jahre 1983: „Die Vorschläge, mit denen Europa dem Bürger nähergebracht 
werden soll, ergeben sich unmittelbar aus den eigentlichen Beweggründen 
für das europäische Einigungswerk. Sie geben diesem Werk seine 
menschliche und soziale Dimension.“30 Auf diese original intents hatte 
auch der Präsident der ersten EWG-Kommission Walter Hallstein (1901-
1982) schon 1964 hingewiesen, als er der Zeitung „Die Welt“ zur Auskunft 
gab, die EWG sei nicht bloß die „Vorbereitung der Politischen Union“, 
sondern „ein Stück ihrer Verwirklichung“.31 
Zum »Europa der Bürger« gehört schließlich seit dem Amsterdamer Ver-
trag (1999) ebenfalls die Herausbildung des so genannten Raums der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts:32 Freier Personenverkehr bei 
gleichzeitiger Kontrolle der Außengrenzen der Gemeinschaft (Asyl, Ein-
wanderung) und Kriminalitätsbekämpfung stehen seither im Fokus gemein-
schaftlicher Politik. Der Europäische Rat verabschiedete auf der Basis des 
Amsterdamer Vertrags 1999 in Tampere ein Arbeitsprogramm, das, ergänzt 
durch das Haager Programm 2004, die in Amsterdam festgelegten Ziele 
umsetzen sollte.33 Die menschenrechtskonforme und durch demokratische 
Institutionen und Rechtsstaatlichkeit garantierte Verpflichtung zur Freiheit, 
die Heinrich von Brentano (1904-1964), Ernst Friedländer (1895-1973) und 
 
29  So auch Altiero Spinelli 1972. In: Archiv für Christlich-Demokratische Politik, 
Konrad Adenauer-Stiftung, Altiero Spinelli, hier: Das Parlament vom 10.06. 1972, 
„Die industrielle Entwicklung muß der Gesellschaft dienen“. 
30  Zitiert nach Körber-Stiftung (Hg.) (1983): Die politisch-kulturelle Herausforderung 
Europas. Bergedorfer Gesprächskreis 73 in Zürich, im Muraltengut 1983. Hamburg. 
(Protokollband S. 5). Abrufbar unter: www.koerber-stiftung.de/bg/recherche-
/pdf_protokoll/bnd_73_de.pdf. Stand: September 2007. 
31  Archiv für Christlich-Demokratische Politik, Konrad Adenauer-Stiftung, Eu-
ropäische Gemeinschaften, Hallstein, Walter. Portrait, Hallstein-Doktrin, Interview, 
Briefe u.a., Die Welt vom 15.02. 1964, „Ein Friedenswerk ohne Beispiel“. 
32  Vertrag zur Gründung der Europäischen Union idF VvA, Art. 29ff. 
33  www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/ec/00200-
r1.d9.htm, sowie KOM (2004) 401 endgültig.  
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andere schon zu Beginn der 1960er Jahre angemahnt hatten,34 wurde nun 
auch als Garant der Friedenssicherung und der Förderung des Wohlstands 
angesehen.35 
Dieses Ziel war zwar von Anfang an ein Ansinnen umfassender Integra-
tionsbemühungen in Europa gewesen,36 doch ist die Kluft zwischen dem 
Verschmelzen des Wirtschaftssektors und der Herausbildung eines eu-
ropäischen Bewusstseins meines Erachtens weiterhin offensichtlich, auch 
wenn immer mehr Journalisten in Brüssel akkreditiert werden und durch 
ihre Berichterstattung wesentlich zur Bewusstseinsschärfung beitragen 
(könnten). Denn als »Vierte Gewalt« sind die Medien ein nicht unwe-
sentlicher Faktor hinsichtlich einer Bewusstmachung der Zusammenhänge 
mit europäischer Dimension in Form der Explikation relevanter Fragestel-
lungen und der Analyse und Evaluation politischer Alternativen, und dies 
idealiter vor der Folie argumentativ prüfender, rationale Impulse sendender 
und demokratischen Einfluss ausübender Öffentlichkeit.37 Zwar wird ein-
erseits der Mangel an Transparenz und öffentlicher Aufmerksamkeit bek-
lagt, andererseits betont, es gebe einen anhaltenden „Trend zur 
Europäisierung politisch-medialer Kommunikation“, wiewohl im selben 
Atemzug die „verspätete Politisierung des europäischen Integrationspro-
zesses“38 wie die Probleme der sozialen Stratifikation beim Namen genannt 
werden.  
Die angesprochene Kluft zwischen politischer Elite und Zivilgesellschaft 
ist schließlich nicht zuletzt das Erbe einer politischen Praxis, die im Zuge 
ihrer inkremalistischen Praxis mit dem Schwerpunkt auf dem Sektor der 
 
34  Archiv für Christlich-Demokratische Politik, Konrad Adenauer-Stiftung 6/695, Eu-
ropäische Gemeinschaften Oktober 1959-November 1967, Europa-Union Deutsch-
land, Erklärung zur europäischen Einigungspolitik, hg. von der EUD. 
35  Vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, ABl. C 127/69 vom 21. Mai 
1979: Entschließung zum Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention. 
36  Vgl. Magiera, Ansätze, S. 25. 
37  Zum Verhältnis Europa und Medien vgl. Hans-Jörg Trenz (2005): Europa in den 
Medien. Die europäische Integration im Spiegel nationaler Öffentlichkeit. Frankfurt 
a.M. 
38  Paradigmatisch: Hans-Jörg Trenz (2006): Europäische Öffentlichkeit und die ver-
spätete Politisierung der EU. In: IPG 1/2006, S. 117-133, hier S. 117f. 
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Ökonomie Raum gegriffen hat,39 und die schon in den 1950er Jahren 
zunächst der ausgewiesene Integrationstheoretiker Ernst B. Haas40 – später 
auch Leon Lindberg und Stuart Scheingold – als „permissive consensus“41 
bezeichnet haben. Denn die politische Elite ging lange Zeit von einem still-
schweigenden Einverständnis der Bürger mit dem Integrationsprozess aus. 
Auch wenn man nicht so weit gehen muss, wie Raoul Marc Jennar und 
Fabrice Amadeo, die der politischen Elite vorwerfen, nur noch „Verräter“ 
und „Totengräber“ Europas zu sein,42 bleibt festzustellen, dass ein 
endgültiger Abschied dieses inzwischen überholten Prinzips europäischer 
Politik bis heute nicht vollzogen worden ist. Mit Blick auf den »permissive 
consensus« kamen Anne Laumen und Andreas Maurer vor Kurzem zu der 
Einschätzung, dass der Zeitpunkt, „ab dem die Europäische Gemeinschaft 
deutlicher ihre Spuren im Alltagsleben hinterließ und somit auch immer 
mehr zum Objekt kontroverser Meinungsbildung wurde“43 nicht exakt zu 
bestimmen sei. Vermutlich aber wird die EU spätestens seit Maastricht als 
ein »System organisierter Konflikte« (Dahrendorf) wahrgenommen. Ist sie 
aber tatsächlich nur noch ein Wort, „bei dem die Kundigen lächeln, die 
Nichtkundigen in tiefen Pessimismus verfallen und diejenigen, die glauben, 
darüber etwas Bescheid zu wissen, ihre Witze machen“44, wie der ehema-
lige FDP-Generalsekretär und Europa-Abgeordnete Martin Bangemann auf 
dem FDP-Bundesparteitag 1975 behauptete?  
 
39  Dazu zuletzt: Jürgen Habermas (2008): Ach, Europa. Kleine politische Schriften 
XI. Frankfurt a.M. 
40  Ernst B. Haas (1958): The Uniting of Europe. London. 
41  Dazu: Leon N. Lindberg/Stuart A. Scheingold (1970): Europe´s Would-Be Polity. 
Patterns of Change in the European Community. Cambridge; sowie: Anne Lau-
men/Andreas Maurer (2006): Jenseits des „permissive consensus“. Bevölkerung-
sorientierungen gegenüber Europäischer Integration im Wandel? Diskussionspapier 
der FG 1, SWP Berlin. Abrufbar unter: http://www.swp-berlin.org. Zugriff: August 
2007. 
42  Raoul Marc Jennar (2004): La Trahison des Élites. Paris; Fabrice Amadeo (2005): 
Les Fossoyeurs de l´Europe. Paris. 
43  Laumen/Maurer, Jenseits, S. 6. 
44  Friedrich Naumann-Stiftung, Archiv des Liberalismus, Bundesparteitag 1975, A1-
548, Protokolle, S. 42. Bangemann forderte deshalb, dass sich diejenigen, die für 
Europa seien, dafür einsetzten, weitere Kompetenzen auf die europäischen Institu-
tionen zu übertragen, denn nichts anderes helfe Europa. Vgl. ebd., S. 44. 
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Die Gespräche mit Peter Altmaier, Barbara Gessler, Ruth Hieronymi und 
Hans-Gert Pöttering beweisen meines Erachtens das Gegenteil – auch und 
gerade dann, wenn sie sich selbstkritisch zu einigen Politiken der EU 
äußern.45 
 
45  Ich danke Judith Rupp, Jörg-Dietrich Nackmayr, Sebastian Wolff, Helga Haubrich 
und Ariane Kösler für Ihre Unterstützung bei der Erarbeitung dieses Papers. Der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, der Friedrich-Naumann-Stiftung gilt mein Dank für die 
Einsichtnahme in ihre Archive. Helmut Schmidt danke ich für die Freigabe seines 
Depositums. 
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„Eine Revolution des politischen Systems der EU“ 
Interview mit Peter Altmaier, MdB 
Peter Altmaier, geb. 1958, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, ist seit 1976 CDU-Mitglied, seit 1994 
Mitglied des Deutschen Bundestags und seit 2006 Präsident der Eu-
ropa-Union Deutschland. 
Nielsen-Sikora: 
Herr Altmaier, durch die jüngsten Maßnahmen im Bereich der Inneren Si-
cherheit fühlen sich viele Bürger unter Generalverdacht gestellt. Sie 
fürchten zudem den Ausbau des Überwachungsstaates. Haben Sie Ver-
ständnis für diese Befürchtungen und wie gehen Sie mit der Kritik der Bür-
ger um? 
Altmaier: 
Die Besorgnis der Bürger kann ich nachvollziehen. Die Befürchtungen in 
der Gesellschaft sind jedoch ganz unterschiedlicher Natur: Viele haben 
Angst vor einem weiteren Anstieg der Zuwanderung. Sie verbinden damit 
einen Anstieg der Kriminalität. Sie fühlen sich an Bahnhöfen, in Stadtzent-
ren oder auch in ihrer Wohngegend unmittelbar bedroht. Daneben gibt es 
aber auch die Besorgnis über die Bedrohung durch den internationalen Ter-
rorismus. Da wir in Deutschland glücklicherweise Anschläge wie z.B. in 
Madrid oder auch in London verhindern konnten, ist diese Angst für viele 
nur theoretisch und nicht wirklich greifbar. Die Abwehrmaßnahmen des 
Staates empfinden einige Bürger demgegenüber ganz unmittelbar. Sie füh-
len sich in ihrer Privatsphäre bedroht, obwohl die Maßnahmen – wie zum 
Beispiel die geplante online-Durchsuchung – häufig nur ein ganz extremen 
Einzelfällen, und nur wenn bereits umfangreiche Ermittlungen den Ver-
dacht gegen eine Person bestätigt haben, überhaupt zum Einsatz kommen 
würden.  
Dennoch müssen wir uns selbstverständlich mit all den Besorgnissen der 
Bürger auseinandersetzen. Bei der Aufgabe, die Bürger zum Beispiel vor 
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den Bedrohungen des internationalen Terrorismus zu schützen, sind wir 
deswegen verpflichtet, unsere Maßnahmen ausführlich zu erklären. Nur 
dann wird deutlich, dass Sicherheitsbehörden und Bevölkerung am glei-
chen Strang ziehen.  
Die Diskussion wird jedoch in der Öffentlichkeit leider sehr oft vereinfa-
chend geführt und lässt wesentliche Aspekte außer Acht. Nehmen sie zum 
Beispiel den enormen Anstieg an Mobilität und Kommunikation. Wir leben 
inzwischen in einer Mobilitätsgesellschaft, in der jeder wie selbstverständ-
lich davon ausgeht jederzeit ohne Einschränkungen beweglich sein zu kön-
nen. Denken Sie an die Abschaffung der Grenzkontrollen im Rahmen des 
Schengen-Prozesses, an die Aufhebung der Visa-Erfordernisse, an das 
Grundrecht auf Mobilität, an die Freizügigkeit in den europäischen Verträ-
gen. Dazu kommt das Feld der virtuellen Mobilität: Im Internet reisen wir 
mühelos in Sekundenbruchteilen um die Welt. Für viele ist es inzwischen 
selbstverständlich, online in den USA einzukaufen oder sich mit Austra-
liern, Japanern und Indern virtuell zum Onlinespielen zu treffen.  
Die gleichen Möglichkeiten virtueller Mobilität nutzen jedoch auch Terro-
risten und andere Kriminelle. Dies führt zu einer weiteren Internationalisie-
rung von Bedrohungen auch für die Innere Sicherheit. Deshalb steht der 
demokratische Staat vor der Frage, wie er Innere Sicherheit unter den Be-
dingungen der Globalisierung gewährleisten kann. Internationale Zusam-
menarbeit wird hier der entscheidende Schlüssel zum Erfolg sein. In 
diesem Sinne kann man heutzutage in vielen Bereichen gar nicht mehr zwi-
schen innerer und äußerer Sicherheit unterscheiden. Wir brauchen de-
mentsprechend Mittel, die in der europäischen bzw. in der internationalen 
Zusammenarbeit wirksam sein können.  
Nielsen-Sikora: 
Die Innenminister der Europäischen Union haben sich im Januar 2008 in 
Slowenien getroffen und einen Fahrplan in Bezug auf die Innere Sicherheit 
erarbeitet. Wie sieht dieser Fahrplan für die Zukunft aus? 
Altmaier: 
Bei unserem Treffen in Slowenien standen Maßnahmen zur weiteren Ver-
besserung der Terrorismusbekämpfung im Vordergrund: Bereits im letzten 
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Jahr wurde unter deutscher Präsidentschaft das so genannte PNR-
Abkommen (Passenger Name Records) mit den Vereinigten Staaten abge-
schlossen. Dieses Abkommen verpflichtet die Fluggesellschaften dazu, Da-
ten von Passagieren an amerikanische Sicherheitsbehörden zu übermitteln, 
um sie im Kampf gegen den internationalen Terrorismus zu nutzen. Wir 
haben uns in Europa die Frage gestellt, ob wir ein solches System für inne-
reuropäischen Flugverkehr bzw. für Flugpassagiere, die nach Europa rei-
sen, auch brauchen.  
Der Rat der Innen- und Justizminister hat die Europäische Kommission be-
reits 2004 aufgefordert, Vorschläge für ein solches System zu erarbeiten. 
Die Kommission hat nun, nach Verabschiedung des Abkommens mit den 
USA, einen entsprechenden Vorschlag vorgelegt, der sich an dem Abkom-
men mit den USA orientiert. Formell handelt es sich um einen Rechtsakt in 
der sog. Dritten Säule bei dem das Europäische Parlament eigentlich nur 
Anhörungsrechte besitzt. Dennoch gehe ich davon aus, dass das Europä-
ische Parlament mit in die Debatte einbezogen wird und wir in 2008 eine 
intensive Diskussion über die Ausgestaltung des Instruments haben wer-
den. Der Rat der Innenminister der 27 Mitgliedstaaten hat jedoch bereits 
deutlich gemacht, dass die Initiative der Europäischen Kommission für un-
sere Sicherheit einen wesentlichen Fortschritt bringt und deswegen große 
Unterstützung findet. 
Nielsen-Sikora: 
Blicken wir vor der Folie dieser Diskussion auch einmal auf den Reform-
vertrag. Sie persönlich waren seinerzeit stellvertretendes Mitglied des Ver-
fassungskonvents und haben insofern die ganze Diskussion der 
vergangenen Jahre nicht nur mitverfolgt, sondern auch mitgestaltet. Wie 
beurteilen Sie die Entwicklung im Rahmen der Vertragsdiskussion und was 
glauben Sie, ist von der Substanz des ursprünglichen Vertrages noch erhal-
ten geblieben? 
Altmaier: 
Ich glaube, dass die Substanz des Verfassungsvertrages, wie ihn damals die 
Regierungskonferenz verabschiedet hat, weitestgehend erhalten geblieben 
ist. Zu fragen ist selbstverständlich, ob das, was der Konvent verabschiedet, 
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und das, was die Regierungskonferenz daraus gemacht hatte, ausreichend 
war, um die Probleme der Europäischen Union langfristig zu lösen. Denn 
auch der Konvent musste Kompromisse eingehen. Der Konvent hat es da-
mals auch nicht geschafft, sich darauf zu verständigen, dass im Rahmen der 
GASP mit qualifizierter Mehrheit entschieden wird. Es ist bei der Einstim-
migkeit geblieben. Das wird für die Zukunft gewiss ein Problem sein, wenn 
es darum geht, eine effektive europäische Außenpolitik zu entwickeln. 
Gleichzeitig mussten wir bei der Ausdehnung der Mehrheitsentscheidungen 
in anderen Politikfeldern wichtige Zugeständnisse machen, auch im Hin-
blick auf die Stärkung demokratischer Prinzipien innerhalb der Europä-
ischen Union. Zum Beispiel gab es im Konvent noch einen Konsens darü-
ber, dass ein Legislativrat immer dann eingesetzt wird, wenn die EU Recht 
setzt. Das bedeutet, dass Verordnungen und Richtlinien nicht in den Fach-
räten verabschiedet würden, sondern in einem parlamentarischen Gremium, 
das aus den jeweiligen Regierungsvertretern zusammengesetzt ist, ähnlich 
wie der Bundesrat oder vergleichbare Einrichtungen. Dieser Vorschlag 
scheiterte allerdings schon in der Regierungskonferenz. Ansonsten aber ist 
es so, dass das, was im Verfassungsvertrag stand, substanziell auch im Lis-
saboner Vertrag steht. Mit zwei Ausnahmen: Wir haben für das Vereinigte 
Königreich eine weitgehende Möglichkeit eines opting-outs im Bereich der 
Innen- und Justizpolitik geschaffen. Dies war zwar bereits in früheren Ver-
trägen angelegt, aber inhaltlich begrenzt. Jetzt umfasst es praktisch den ge-
samten Bereich der Innen- und Justizpolitik. Darüber hinaus haben wir dem 
Vereinigten Königreich eine Sonderregelung im Hinblick auf die Zustän-
digkeit britischer und europäischer Gerichte bei der Anwendung der 
Grundrechtecharta zugestanden. Schließlich haben wir zum Beispiel mit 
Hymne und Flagge vor allem Symbolik aufgeben müssen. Blickt man also 
auf das Ganze, wird deutlich, dass es ein großer Erfolg der deutschen Prä-
sidentschaft 2007 war, die Substanz des Vertrages nach wie vor erhalten zu 
haben.  
Nielsen-Sikora: 
Bedeutet der Verlust der Symbole im Hinblick auf die Identifikationsmög-
lichkeit der Bürger mit Europa nicht einen Rückschritt? Gleiches gilt doch 
für die Tatsache, dass sich die Konventsmethode überlebt hat. 
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Altmaier: 
Das glaube ich nicht. Mit dem Konvent haben wir gute Erfahrungen ge-
macht. Der Umstand, dass die Änderungen des Verfassungsvertrages nicht 
vom Konvent selbst, sondern von der Regierungskonferenz vorgeschlagen 
wurden, war nur damit zu begründen, dass es keine substanziellen Ände-
rungen am Verfassungsvertrag gegeben hat. Ich bin überzeugt, dass eine 
vergleichbare Änderung des Primärrechts in Zukunft nicht ohne die Einbe-
rufung eines Konvents geleistet werden kann. Gleichzeitig stehen wir vor 
dem interessanten Phänomen, dass ein Mehr an Bürgernähe zu einem grö-
ßeren Maß an Bürgerferne geführt hat. Die Änderungen am Verfassungs-
vertrag waren insbesondere ein Anliegen der Niederlande: die bürgernahen 
Elemente wie die Bezeichnung „Verfassung“, „Gesetz“, aber auch der 
Feiertag, die Hymne und die Flagge sollten aus dem Vertrag herausge-
nommen werden. Ich persönlich habe das als überzeugter Europäer sehr 
bedauert. Ich glaube allerdings, dass es angesichts der notwendigen Ände-
rung des Verfassungsvertrags besser war, dies zu tun. Es war die richtige 
Entscheidung der Bundeskanzlerin, zu sagen: „Wir ändern in den Berei-
chen, die nicht substanziell sind.“ Im Übrigen bin ich der Meinung, dass 
die Kraft der europäischen Idee bereits jetzt so fest mit den bestehenden 
Symbolen verbunden ist, dass eine Festschreibung im Reformvertrag nicht 
mehr entscheidend war.  
Nielsen-Sikora: 
Welche Veränderungen wird der Reformvertrag im Hinblick auf die Stel-
lung des Europäischen Parlaments haben? 
Altmaier: 
Der Vertrag bringt viele positive Veränderungen wie eine kleinere Kom-
mission, mehr qualifizierte Mehrheitsentscheidungen im Rat und die Öf-
fentlichkeit von Ratsentscheidungen zu legislativen Fragen. Die 
entscheidende Veränderung aber ist das Mehr an Demokratie auf europä-
ischer Ebene. Der Schlüssel dafür ist die künftige Wahl des Kommissions-
präsidenten durch das Europäische Parlament. Dies geschieht zwar auf 
Vorschlag des Europäischen Rats, doch die Parteien in Europa werden in 
Zukunft gefragt, mit welchem Spitzenkandidaten sie in eine Europawahl 
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gehen. Denn das wiederum hat einen Einfluss darauf, wer in Zukunft 
Kommissionspräsident wird, je nachdem ob die Sozialisten oder die euro-
päische Volkspartei die Wahl gewinnt. Im Vorfeld von Europawahlen be-
steht zukünftig eine bessere Chance, dass die inhaltlichen Debatten eine 
größere und aufmerksamere Öffentlichkeit erhalten, da die Programme 
auch an Personen festgemacht werden können. Das ist nicht mehr und nicht 
weniger als eine Revolution des politischen Systems in der Europäischen 
Union. Sie müssen dazu wissen, dass alle Mitgliedstaaten nach dem glei-
chen angelsächsischen Politikmodell funktionieren: Im Normalfall stehen 
sich Regierung und Opposition gegenüber. In Wahlen wird zwar formell 
über die Zusammensetzung des Parlaments entschieden. In Wirklichkeit 
aber wird über die Zusammensetzung des Parlaments eine Entscheidung 
über Spitzenkandidaten getroffen, die zugleich eine Entscheidung über in-
haltliche, politische Alternativen ist, weil die Kandidaten für bestimmte 
Anliegen stehen. Bislang allerdings wurde auf europäischer Ebene das 
Schweizer Konkordanzmodell praktiziert, das aber nur funktioniert, wenn 
ein hohes Maß an direkter Demokratie gewährleistet wird. Es gibt aber auf 
europäischer Ebene keine Elemente einer solchen direkten Demokratie. Ei-
ne europäische Öffentlichkeit existiert auch deshalb nicht, weil es bislang 
an einem Katalysator fehlt – der Möglichkeit für die Bürgerinnen und Bür-
ger durch ihr Verhalten auch über europäische Politik zu entscheiden. Es 
fehlt der Bezugspunkt zwischen der Wahl zum Europäischen Parlament, 
der Stimmabgabe bei dieser Wahl und der Politik, die anschließend von 
Kommission und Ministerrat gemacht wird. Aus diesem Grund ist die oben 
angesprochene Neuerung die wichtigste. Sie wird dazu führen, dass auch 
der Kommissionspräsident dauerhaft eine Mehrheit im Europäischen Par-
lament braucht.  
Nielsen-Sikora: 
Kommen wir zum Schluss von den Bürgervertretern zu der Bürgerinitiati-
ve, der Sie in Deutschland als Präsident vorstehen. Was hat Sie dazu bewo-
gen, über das politische Amt hinaus auch bürgerschaftliches Engagement 
zu zeigen?  
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Altmaier: 
Die Europa-Union hat eine sehr lange Geschichte von über 60 Jahren. Ich 
selbst bin über die Europäische Zeitung mit der Europa-Union in Berüh-
rung geraten. In Saarbrücken habe ich ein Postgraduiertenstipendium „Eu-
ropäische Integration“ absolviert. Dort habe ich die von der Europa-Union 
herausgegebene und auf einem sehr hohen Niveau angesiedelte Zeitung 
gelesen. Diese Zeitung war bereits damals ein Ort, an dem sich Bürgerin-
nen und Bürger, aber auch Prominente, Minister und Abgeordnete hinter 
einer Idee versammelt haben. Diese Idee war das föderale Europa, das alle 
zusammen und ungeachtet aller parteipolitischen Unterschiede vorantrei-
ben wollten. Mich hat das beeindruckt, so dass ich an dem Tag, an dem ich 
mein erstes eigenes Geld verdient habe, nach Abschluss meines Staatsexa-
mens, Mitglied der Europa-Union geworden. Für mich war das Bekenntnis 
zu dieser Einrichtung von großer Bedeutung. Allerdings war ich über 20 
Jahre hinweg zwar Mitglied, aber in den Strukturen der Europa-Union 
kaum verankert. Gleichwohl habe ich stets mit der Europa-Union zusam-
mengearbeitet. Ich bin dann vor etwa drei Jahren ins Präsidium der Europa-
Union berufen worden. Als es den einstimmigen Wunsch des Präsidiums 
gab, die Nachfolge von Elmar Brok anzutreten, habe ich das gerne ge-
macht, weil ich glaube, dass die Europa-Union als Bürgerinitiative eine un-
verzichtbare Rolle in Deutschland hat. Sie trägt dazu bei, den 
grundlegenden Konsens in europapolitischen Fragen aufrecht zu erhalten, 
sowie neue Diskussionen über Europa mit in Gang zu setzen. Ich habe mir 
zum Ziel gesetzt, die Europa-Union zu modernisieren. Dazu gehört insbe-
sondere auch, die Europa-Union für all diejenigen noch stärker zu öffnen, 
die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit mit Fragen der europäischen In-
tegration in Berührung kommen. Die Europa-Union muss schließlich auch 
ein Forum sein, die große Expertise, die es inzwischen zu europapoliti-
schen Themen gibt, zu bündeln, ohne sie durch parteipolitische Strukturen 
zu behindern.  
Nielsen-Sikora: 
Sie haben gesagt, die Europa-Union habe von Beginn an auf ein föderales 
Europa gesetzt. Daran hält sie bis heute fest. Die CDU, der Sie ebenfalls 
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angehören, hat im Jahre 1993 dieser Idee den Rücken gekehrt. Wie gehen 
Sie mit diesem Widerspruch um? 
Altmaier: 
Ich würde nicht sagen, dass es die Idee parteipolitisch nicht mehr gibt. 
Wenn Sie sich die Programmatik der CDU ansehen, dann stellen Sie fest, 
dass es eine Veränderung gab. Nach dem Zweiten Weltkrieg, geprägt durch 
das Versagen der Nationalstaaten, hat man von den Vereinigten Staaten 
von Europa gesprochen. Das war eine sehr weitgehende Aussage. In den 
Folgejahren wurde dies etwas abgeschwächt. Man sprach dann vom Euro-
päischen Bundesstaat. 1993 hat man es dann weiter abgeschwächt. Die 
CDU sprach von einem Gebilde „sui generis“. Zuletzt hieß es, die Europä-
ische Union sei jedenfalls „kein Staat“. Das ist eine Entwicklung, die auf 
den ersten Blick enttäuschend wirken mag, weil sie eine schrittweise Ab-
kehr von früheren Vorstellungen beinhaltet. Andererseits ist im gleichen 
Zeitraum die europäische Integration rasant vorangeschritten. Von der Eu-
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl über die Römischen Verträ-
ge, die Einheitliche Europäische Akte bis hin zu Maastricht, Amsterdam, 
Nizza und zum Verfassungsvertrag bzw. zum Vertrag von Lissabon. Die 
Gründungsväter konnten sich noch gar nicht vorstellen, dass eine derart 
weitreichende Integration möglich ist. Ich glaube, dass die tatsächliche 
Entwicklung der europäischen Integration die Programmatik längst über-
holt hat, weil die europäische Union inzwischen wesentliche Elemente von 
Staatlichkeit aufweist. Sie hat in einigen Bereichen Befugnisse und Zustän-
digkeiten wie ein Staat. Was ein Unterschied auf lange Sicht sein wird, ist, 
dass die Kompetenzkompetenz bei den Mitgliedstaaten bleiben wird. Selbst 
wenn es auf europäischer Ebene eines Tages Staatlichkeit geben sollte, 
werden die Mitgliedstaaten stets das Recht auf einen Austritt aus der Euro-
päischen Union behalten, wie es der Lissaboner Vertrag erstmalig vorsieht. 
Hier könnte man von einem Modell der reversiblen Bundesstaatlichkeit 
sprechen. Im Bundesstaat leben wir ja in einem Mehrebenensystem der 
Staatlichkeit. Die Souveränität liegt bei allen bundesstaatlichen Modellen, 
die wir kennen, stets bei der höchsten Ebene, der Bundesebene. Wenn wir 
uns die europäische Entwicklung anschauen, dann kann man auf den Ge-
danken kommen, dass es auch auf drei Ebenen Staatlichkeit geben kann – 
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auf der Ebene der Länder, der Mitgliedstaaten und der europäischen Union. 
Dabei muss die Souveränität nicht zwingend auf der höchsten Ebene ange-
siedelt sein, sondern – wie etwa im Falle Deutschlands – auch auf der mitt-
leren Ebene, oder – wie im Falle Frankreichs – auf der unteren Ebene. Dies 
würde aus meiner Sicht der Idee eines föderalen Europa nicht widerspre-
chen. Im Gegenteil, es käme der Idee durchaus entgegen. Im Übrigen glau-
be ich, dass sich diejenigen, die gegen ein föderales Europa sind, nicht 
gegen eine Staatsqualität Europas aussprechen. Vielmehr werden sie ge-
trieben von der Sorge eines Verlustes nationaler Souveränität. Genau diese 
Sorge haben wir aufgegriffen, indem wir gesagt haben, es gibt ein Aus-
trittsrecht aus der Europäischen Union. Dazu trägt auch das Prinzip der be-
grenzten Einzelermächtigung bei: Die Mitgliedstaaten sind weiterhin die 
„Herren der Verträge“.  
Nielsen-Sikora: 
Sie haben es bereits angedeutet: Der Stärkung der europäischen Ebene kor-
respondierte in der Vergangenheit, insbesondere seit Einführung des Euro-
päischen Rates in den 1970er Jahren, eine Stärkung der Mitgliedstaaten in 
ihrem Einfluss auf europapolitische Entscheidungsprozesse. Kann man also 
davon sprechen, dass ein Mehr an Europa zu einer Festigung der National-
staaten geführt hat? 
Altmaier: 
Ich würde nicht von einer Festigung der Nationalstaatlichkeit sprechen, 
sondern von verstärktem Intergouvernementalismus. Was wir gesehen ha-
ben, ist, dass beispielsweise die GASP beim Ministerrat angesiedelt ist. Der 
Hohe Vertreter für die Gemeinsame Außenpolitik ist der Generalsekretär 
des Rates. Er ist bislang nicht in der Kommission untergebracht. Das wäre 
vergleichbar mit einer Situation in Deutschland, in der bestimmte hoheitli-
che Aufgaben zwar auf der Bundesebene angesiedelt wären, aber nicht bei 
den Ministerien und dem Bundestag, sondern bei der Kultusministerkonfe-
renz oder die Innenministerkonferenz, die zu diesem Zwecke eigene Büro-
kratien entwickeln würden. Ich habe diese Entwicklung immer mit Sorge 
gesehen und sie bekämpft, weil ich zutiefst davon überzeugt bin, dass diese 
Strukturen nicht wirklich funktionieren. Darüber hinaus widersprechen die-
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se Prinzipien effizientem und demokratisch legitimiertem Regierungshan-
deln und der Ausübung öffentlicher Gewalt. Der Konvent hat sich sehr in-
tensiv dafür eingesetzt, diese Entwicklung zu stoppen und in eine andere 
Richtung zu steuern. Wir haben erreicht, dass der Hohe Vertreter in Zu-
kunft einen Doppelhut haben wird. Das heißt, er ist nach wie vor dem Rat 
zugeordnet, doch zum ersten Mal ist er auch Mitglied der Kommission und 
deren Vizepräsident. Damit haben wir einen wichtigen Schritt weg vom 
Intergouvernementalismus hin zu mehr Föderalismus geschaffen. Zudem 
haben wir erreicht, dass die Säulenstruktur abgeschafft wird. Die Europä-
ische Union erhält damit eine eigene Rechtspersönlichkeit. Um diese Fort-
schritte zu erzielen, mussten wir das Zugeständnis machen, dass der 
Europäische Rat in Zukunft einen hauptamtlichen Präsidenten erhält. Mei-
ne Auffassung aber ist, dass ein hauptamtlicher Präsident des Europäischen 
Rates den Rat selbst eher in eine föderale Richtung lenkt. Das hohe Maß an 
Diskontinuität und das geringe Maß an Planbarkeit sollte dadurch über-
wunden werden. Der Rat wird besser arbeiten können. Und wir haben 
gleichzeitig dafür gesorgt, dass die föderalen Strukturen in der Europä-
ischen Union schlagkräftiger werden.  
 „Die Philosophie der Kommission ist das Europa der 
Resultate“ 
Interview mit Barbara Gessler, Europäische Kommission 
Barbara Gessler, geb. 1964, ist seit 2004 Leiterin der regionalen 
Vertretung der Europäischen Kommission in Bonn.  
Nielsen-Sikora: 
Frau Gessler, im vergangenen Jahr haben Sie nach dem Scheitern des Ver-
fassungsvertrages gesagt, der Vertrag von Nizza reiche nicht aus, um Euro-
pa handlungsfähig zu machen. Wie beurteilen Sie nun die Situation im 
Hinblick auf den Reformvertrag? 
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Gessler: 
Ich bin der Meinung, der Vertrag von Lissabon hat viel von dem retten 
können, was durch den Verfassungsvertrag initiiert worden war. Deshalb 
glaube ich, dass der neue Vertrag erst einmal ausreicht, um Europa wieder 
handlungsfähig zu machen und in der kommenden Zeit konstruktiv weiter 
arbeiten zu können. Das genau ist auch die Philosophie der Kommission: 
Ein Europa der Resultate. Das heißt, wir gehen zwar nur in kleinen Schrit-
ten voran, doch wir gehen voran. So entwickelt sich Europa stets weiter, 
ohne dass man auf den großen Wurf warten muss. Der Verfassungsvertrag 
wäre sicherlich solch ein großer Wurf gewesen. Im Rückblick waren 
meines Erachtens die Bürgerinnen und Bürger noch nicht so weit, zu sehen, 
dass wir so etwas wie eine Verfassung für Europa benötigen. Aus diesem 
Grunde tendiere ich persönlich nicht dazu, zu sagen, der Vertrag von Liss-
abon sei besser als gar nichts. Vielmehr denke ich, der neue Vertrag ist das 
Maximum dessen, was derzeit möglich, politisch gewollt und durchsetzbar 
ist. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass wir in vielen Politikbereichen 
sehr weit vorangeschritten sind, beispielsweise in der Energiepolitik und 
zuletzt auch in der Außenpolitik. Dies sind zugleich jene Bereiche, in 
denen wir zeigen können, dass wir politisch in der Lage sind, etwas zu 
bewegen. Gerade in diesen Tagen, da der Kosovo seine Unabhängigkeit 
erklärt hat, muss sich zeigen, dass sich unsere Politik auch in der Realität 
messen lassen kann.  
Nielsen-Sikora: 
Welche Aspekte des Reformvertrags sind der Europäischen Kommission 
besonders wichtig, und wie beurteilen Sie die Situation, dass das Europä-
ische Parlament nun die Möglichkeit haben wird, den Präsidenten der 
Kommission direkt zu wählen. Bedeutet dies nicht zuletzt auch eine er-
zwungene Annäherung an das Parlament in Entscheidungsverfahren? 
Gessler: 
Es ist auf jeden Fall die Meinung der Kommission, dass dieses Procedere 
einen wesentlichen Beitrag zu mehr Demokratie leistet. Das bezieht sich 
auch auf die feste Verankerung des Subsidiaritätsprinzips sowie die Einbe-
ziehung der nationalen Parlamente und die Möglichkeit der Klage. Hinzu 
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kommt die Option, durch ein Bürgerbegehren die Kommission aufzufor-
dern, tätig zu werden. So etwas gab es bislang überhaupt nicht, und nicht 
einmal in allen Mitgliedstaaten haben wir Vergleichbares. Ich bin deshalb 
überzeugt, dass der Lissaboner Vertrag die demokratischen Rechte stärkt 
und auch jene Instrumente bereithält, die dazu führen können, zu mehr de-
mokratischer Beteiligung zu gelangen, vorausgesetzt die Bürgerinnen und 
Bürger wollen dies auch.  
Wenn ich an dieser Stelle meine persönliche Meinung betonen darf, so 
möchte ich sagen, dass es schlicht ein Beitrag zu mehr politischem Alltag 
in Europa ist, der dadurch vollzogen wird. Wir werden gewiss auch einen 
größeren politischen Zusammenhang haben zwischen dem politischen La-
ger, das als Sieger bei den Parlamentswahlen hervorgeht und der zukünfti-
gen Ausrichtung der Kommission. Das wiederum bedeutet eine 
Annäherung an die politischen Prozesse, wie sie die Menschen in ihren 
Mitgliedstaaten kennen. Das Procedere bedeutet schließlich auch mehr 
Nachvollziehbarkeit und größere Akzeptanz im Gegensatz zu dem, wie es 
bislang ablief. Denn die Ernennung von Kommission und ihrem Präsiden-
ten war bis dato eine reine Aushandlungssache. Nun aber wird den Bürge-
rinnen und Bürgern deutlich gemacht, warum sich die Kommission so 
zusammensetzt wie sie sich zusammensetzt. Das wiederum setzt die Politi-
ker dem Druck um die besten politischen Ideen aus. Auf Grund der Tatsa-
che, dass wir nun die Mitentscheidung des Parlaments als Regel haben, 
steht das Parlament gewissermaßen auf Augenhöhe mit den Ministern. Die 
neue Transparenzregel im Rat wird zudem ihren Beitrag zu mehr Demokra-
tie leisten, weil sie die Entscheidungen nachvollziehbarer werden lässt. Fest 
steht, dass eine Anbindung an die Bürgergesellschaft nur über die Parla-
mente auf europäischer und nationaler Ebene erfolgreich sein kann. Gerade 
die Europaabgeordneten sind in meinen Augen die wichtigste Verbindung 
zwischen ihrer Region, den Interessen dieser Region und Europa. Deren 
verstärkte Einbindung wird dazu führen, dass diese Regionen und das 
Spektrum ihrer Interessen auch gehört werden. 
Nielsen-Sikora: 
In seiner Substanz führt der Reformvertrag den gescheiterten Verfassungs-
vertrag fort. Im Zuge des Verfassungsvertrages gab es massiv Proteste ver-
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schiedenster Couleur, die letzten Endes dazu geführt haben, dass er nicht 
installiert worden ist. Warum ist es in Bezug auf den neuen Vertrag ver-
hältnismäßig ruhig? Warum verläuft die Debatte im Gegensatz zu der des 
Jahres 2005 scheinbar so reibungslos und jenseits des großen öffentlichen 
Interesses ab?  
Gessler: 
Rein formalistisch betrachtet ist es ja ein Vertrag wie wir sie in der Ver-
gangenheit mit Maastricht, Amsterdam und Nizza auch hatten. Den Verfas-
sungsvertrag haben wir hingegen von Anfang an anders verkauft. Dort 
haben wir behauptet, nun käme der große Wurf und die große Identität stif-
tende Maßnahme. Der Verfassungsvertrag wurde als etwas völlig Neues 
hingestellt. Beim Vertrag von Lissabon ist es hingegen das, was wir sonst 
auch immer gemacht haben, wenn auch weitergehend als die vorangegan-
genen Verträge, obwohl natürlich auch Maastricht und Amsterdam ihre 
Neuerungen gebracht haben. Ich glaube, es ist deshalb so ruhig um den Re-
formvertrag, weil die Art und Weise, wie wir über den Vertrag kommuni-
zieren, inzwischen eine andere ist. Die Kommission hat sich – gemeinsam 
mit Rat und Parlament – vorgenommen, den Vertrag von Lissabon als eine 
der Prioritäten ihrer Kommunikationsaktivitäten vor allem in 2008 zu se-
hen. Wir müssen über den Vertrag informieren. Gleichzeitig ist die Kom-
mission in dieser Hinsicht gefangen, da wir nicht die „Herren der Verträge“ 
sind. Wir können in gewisser Weise den Mitgliedstaaten nur Angebote ma-
chen, darüber zu reden und zu kommunizieren. Ich persönlich bin der Auf-
fassung, „Verfassung“ war ein zu großes Wort für das, was wir vorhatten.  
Nielsen-Sikora: 
Für ein „Europa der Resultate“ vielleicht nicht ausschlaggebend, aber doch 
gerade für die Kommission unabdingbar sind die Symbole. Wie empfinden 
Sie den Verlust der symbolischen Ebene, einschließlich der Streichung des 
„Europäischen Außenministers“ im Vertrag von Lissabon?  
Gessler: 
Beides hat damit zu tun, dass nicht alle Staaten oder zumindest die Regie-
rungen einiger Staaten dachten, dass ihnen die Bürgerinnen und Bürger in 
diesem Punkt folgen würden. Aus den Niederlanden und Großbritannien 
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kennen wir den Widerstand gegen die Symbole. Das ist der Grund, warum 
einige Regierungen gesagt haben: „Das wollen unsere Bürger und Bürge-
rinnen nicht.“ So gesehen ist Europa auch immer das Resultat eines teils 
schwierigen Verhandlungsprozesses der 27. In Deutschland freilich hätte 
das niemanden gestört, im Gegenteil. Die Deutschen lieben diese Symbole. 
Auf jeder Veranstaltung, auf der ich bin, spielen sie weiterhin eine große 
Rolle. Und wir werden auch in Zukunft die Hymne hören, und die Europa-
fahne wird ebenfalls überall präsent sein. Jeder, der ein europäisches Pro-
jekt durchführt, ist stolz, die Fahne benutzen zu dürfen. Doch die 
Konnotation, die die Deutschen zur europäischen Symbolik haben, ist je-
doch in anderen Ländern weniger stark ausgeprägt. Darauf musste man 
Rücksicht nehmen, wollte man überhaupt noch etwas von der Substanz des 
Verfassungsvertrages retten. Ähnliches gilt für den „Außenminister“. Ei-
nerseits gibt es den Wunsch, nach außen und auf der weltpolitischen Bühne 
geschlossen und kohärent aufzutreten, auf der anderen Seite sind einige 
Staaten noch nicht so weit, dies in aller Konsequenz mitzutragen. Die Zeit 
scheint also noch nicht ganz reif für so etwas wie einen „europäischen Au-
ßenminister“. Der „Hohe Vertreter“ ist auch hier das Maximum dessen, 
was derzeit konsensfähig ist. Davon abgesehen gewährleisten auch der Prä-
sident des Rates und seine enge Verzahnung mit der Kommission eine bes-
sere Sichtbarkeit nach außen. Schließlich hängt vieles davon ab, wie wir 
„Außenpolitik“ definieren. Wir haben beispielsweise eine sehr wichtige 
und effiziente Entwicklungshilfepolitik als Teil der europäischen Außenpo-
litik. Wir haben eine starke, gemeinsame Handelspolitik. Ein ganz wichti-
ges Thema in diesem Zusammenhang ist die Klimaschutzpolitik auf 
internationaler Ebene sowie die Energiepolitik. Wir haben zudem die Mög-
lichkeit, unsere sozialen Werte auf der internationalen Ebene umzusetzen. 
Das alles zusammen sind Aspekte und Bestandteile einer gemeinsamen 
Außenpolitik. Wir dürfen die Außenpolitik nicht auf die Frage reduzieren, 
wer seine Soldaten wohin schickt. Alles andere macht die EU, wenn man 
genau hinsieht. Aber auch beim letztgenannten Aspekt gibt es inzwischen 
multilaterale Vereinbarungen.  
Nielsen-Sikora: 
Ist denn so etwas wie eine europäische Armee in Zukunft denkbar? 
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Gessler: 
Das ist vermutlich eine Glaubenssache. Die Frage ist, ob dies tatsächlich 
wünschenswert ist, und ob es dann auch durchsetzbar ist. Deutschland ist 
hier gewiss in einer besonderen Situation, zieht man nur die Diskussionen 
der jüngsten Vergangenheit in Betracht, die darum kreisten, was die Bun-
deswehr darf und was nicht, und ob das, was sie darf, auch gewünscht wird 
etc. Wenn wir also über ein „Europa der Bürger“ reden, muss man sich die 
Frage stellen, ob die Bürgerinnen und Bürger die Einsätze auch gutheißen, 
in bestimmte Krisengebiete zu gehen. Wir sehen aber auch hier, dass sich 
Außenpolitik nicht in Friedensmissionen bzw. Kriegseinsätzen allein er-
schöpft. 
Nielsen-Sikora: 
Sie haben im Fokus der Außenpolitik auch die Klimadiskussion angespro-
chen. Mich persönlich verwundert die Tatsache, dass das Thema auf euro-
päischer Ebene so spät Einzug in die Debatten erhält. Die Hochphase der 
Umweltdiskussionen zwischen dem Bericht des Club of Rome (1972) und 
Ulrich Becks „Risikogesellschaft“ (1986) hätten doch Anlass genug gebo-
ten, schon frühzeitig entsprechende Maßnahme auch im europäischen Kon-
text zu ergreifen. Warum ist das Thema – zumindest einige Jahre lang – 
wieder in den europäischen Schubladen verschwunden? 
Gessler: 
Ich habe mehrere Jahre im Bereich Umweltpolitik bei der EU gearbeitet 
und kann versichern, dass das Thema überhaupt nicht in den Schubladen 
verschwunden ist. In Europa hat durchgehend eine Diskussion darüber 
stattgefunden. Allerdings ist es richtig, dass die Umweltpolitik keine origi-
näre EU-Politik gewesen ist. Es hat lange gedauert bis anerkannt worden 
ist, dass es so etwas wie Umweltpolitik geben muss, wenn man gemeinsa-
me Binnenmarkt-, Wirtschafts- und Industriepolitik betreibt, und dass 
Umweltschutz – und somit auch Umweltverschmutzung – nicht an innereu-
ropäischen Grenzen aufhört. Insofern ist Umweltpolitik in der Tat ein jun-
ger Politikbereich der EU. Aber aus der Geschichte der EU heraus ist es 
nachvollziehbar, dass dieser Bereich nicht im Vordergrund stand. Denn die 
Wirtschaftspolitik war dominant, und es hieß oft, die eine Politik sei mit 
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der anderen kaum vereinbar. Selbstverständlich gibt es diese Diskussion 
auch heute noch beim Naturschutz, und dies parteiübergreifend. Vor allem 
aber geschieht das auf Länderebene, weil Umwelt- und Naturschutz in ers-
ter Linie Ländersache ist. Der Grund, warum die EU hier besonders viele 
Hindernisse zu überwinden hatte, liegt also auf der Hand. Denn bereits auf 
Bundesebene ist es schwierig, eine gemeinsame Linie zu finden, doch für 
die EU ist es noch viel schwieriger, unter Subsidiaritätsgesichtspunkten 
sich dem Thema und der damit verbundenen Herausforderung zu stellen. 
Wir können aber inzwischen beobachten, dass der Klimaschutz als Chance 
begriffen wird. Denn hier zeichnen sich nicht zuletzt in Deutschland Ex-
portmöglichkeiten ab, von denen andere Länder träumen. Voraussetzung 
aber ist, dass es in der Bevölkerung ein Interesse an diesen Technologien 
gibt. Bislang ist ein solches Interesse insbesondere in Deutschland und den 
skandinavischen Ländern zu verzeichnen. Das Umweltthema als Thema zu 
sehen läuft natürlich über politische Kommunikationsinstrumente und die 
Medien. Man kann über Bono und Al Gore denken, was man will, aber sie 
haben immerhin dazu beigetragen, dass eine Sensibilisierung in Bezug auf 
das Thema stattgefunden hat. Auf der anderen Seite halten Menschen mit 
Regierungsverantwortung in Europa das Thema und die Diskussion über 
Klimaschutz auch heute noch für völlig überzogen. Diese Positionen gibt es 
auch noch im Europa des 21. Jahrhunderts.  
Nielsen-Sikora: 
Verschiedene europäische Positionen im Rahmen der Gemeinschaftspoli-
tik. Meine letzte Frage betrifft nicht zuletzt aus diesem Grund den interkul-
turellen Dialog, der das Jahr 2008 prägt. Dialog erfordert 
Grenzüberschreitungen. Eben diese Grenzen manifestieren sich derzeit je-
doch vor allem an Europas Außengrenzen. Franco Frattini hat vor Kurzem 
angekündigt, ein neues Grenzüberwachungssystem einzurichten. Die Kritik 
bezieht sich auf die Tatsache, dass viele Migrationsströme selbst verschul-
det sind, ohne dass die EU bereit wäre, den Menschen vor Ort wirklich zu 
helfen. Wie beurteilen Sie die Situation? 
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Gessler: 
Die Situation ist eine der großen Herausforderungen für uns. Wenn wir 
über Außenpolitik sprechen, müssen wir auch genau darüber sprechen. Wir 
müssen eine Balance finden, zwischen unseren ureigenen Interessen in Eu-
ropa – etwa das Interesse der Bauern, die ein legitimes Interesse daran ha-
ben, dass ihre Produkte auf dem Markt wettbewerbsfähig verkauft werden 
können – und unserer Verantwortung in der Welt. Die entsprechenden In-
strumente haben wir in den vergangenen Jahren verstärkt durch die Nach-
barschaftspolitik entwickelt. Wir müssen dafür sorgen und darin 
investieren, dass der Druck zur Migration abnimmt. Das ist eines der wich-
tigsten Ziele, die wir uns gesetzt haben. Man darf hierbei die Angst der 
Menschen vor internationalem Terrorismus nicht unterschätzen und den 
Kampf gegen organisierte Kriminalität nicht romantisieren. Auf nationaler 
Ebene wird uns in diesem Kontext immer wieder versichert, dass verstärkte 
Sicherheitsbemühungen unabdinglich seien. Wir leben in unsicheren Zei-
ten, und diese Unsicherheit kostet nicht zuletzt jede Menge Geld. Natürlich 
muss die EU hierauf reagieren. Denn es ist auf jeden Fall ein Bedürfnis 
nach Schutz und Sicherheit zu erkennen. Das führt uns dazu, dass wir die 
Bürger Europas nicht aus dem Auge lassen dürfen, die Anderen aber auch 
nicht. Und das bedeutet schwierige Abwägungsprozesse. Unsere Kommis-
sion, Benita Ferrero-Waldner, Louis Michel, Peter Mandelson, der Präsi-
dent, sind in dieser Mission stets unterwegs und versuchen, so gut es geht, 
solche Abwägungen vorzunehmen. Gleichzeitig müssen bestimmte Regeln 
eingehalten werden. Illegale Migration muss ebenso wie die Ursachen für 
legale Migration bekämpft werden. Andererseits, Sie haben es gesagt, ha-
ben wir das Jahr des interkulturellen Dialogs, und ich empfinde die kultu-
relle Vielfalt Europas als Bereicherung und Chance. Wir können nicht bloß 
am Status quo festhalten, die Realität sieht heute schon ganz anders aus. 
Dennoch wird gerade die Integrationspolitik in Europa stark von nationalen 
Interessen dominiert. Bis hinunter auf die kommunale Ebene spielt Integra-
tion eine herausragende Rolle und wird dort auch gestaltet. Davon, wie es 
auf regionaler Ebene funktioniert, hängt ab, wie es auf gesamteuropäischer 
Ebene gestaltet werden kann. Hier gibt es Interdependenzen, über die wir 
als Kommission zum Teil wenig sagen können. Klar ist jedoch, dass wir 
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nicht den einen Solidarität versprechen können und sie zugleich den ande-
ren verweigern. 
„Die nationalen Eliten verstehen Europa nicht.“ 
Interview mit Ruth Hieronymi, MdEP 
Ruth Hieronymi, geb. 1947, ist seit 1971 CDU-Mitglied, 1985-1999 
MdL in Nordrhein-Westfalen, seit 1999 MdEP. 
Nielsen-Sikora: 
Frau Hieronymi, wie sind Sie zur Europapolitik bzw. zum Europäischen 
Parlament gekommen? 
Hieronymi: 
Ich bin ausgebildete Historikerin. Der Hintergrund meines politischen En-
gagements ist das Interesse für gesellschaftliche Fragen und deren politi-
sche Mitgestaltung. Hierzu gehören natürlich auch die Europapolitik und 
die politische Umsetzung der europäischen Idee. Mein Arbeitsschwerpunkt 
aber war für lange Zeit die Kommunal- und Landespolitik. Erst ab 1995 
stellte sich für mich die Frage eines stärkeren europäischen Engagements. 
Seit der Europawahl 1999 gehöre ich dem Europäischen Parlament an und 
vertrete die Region Mittelrhein. Dazu gehören die Städte Köln, Bonn und 
Leverkusen, der Rhein-Sieg- und der Rhein-Erft-Kreis. Diese Region ist 
mit knapp 3 Mio. Einwohnern größer als mancher Mitgliedstaat.  
Nielsen-Sikora: 
Sie zeichnen im Europäischen Parlament verantwortlich für die Bereiche 
Kultur- und Bildungspolitik sowie für den Bereich Audiovisuelle Politik. 
Können Sie die damit verbundenen Aufgaben kurz skizzieren? 
Hieronymi: 
Ich habe mich für diese Bereiche entschieden, weil ich der Auffassung bin, 
dass die Europäische Union nicht nur ein gemeinsamer Markt, sondern 
auch eine Wertegemeinschaft ist. Die Lobby für diesen Bereich ist aber 
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aufgrund der geringen rechtlichen Zuständigkeiten für die EU recht 
schwach.  
Aufgabe der EU in der Kultur- und Bildungspolitik ist es, die Begegnung 
von Menschen, insbesondere von jungen Menschen, in den Bereichen Städ-
tepartnerschaft, Jugendaustausch, Kultur, Schule, Ausbildung und Studium, 
durch die entsprechenden Förderprogramme zu unterstützen. Mein beson-
derer Arbeitsschwerpunkt ist die audiovisuelle Politik, d.h., die Förderung 
des europäischen Films und die Gesetzgebung für grenzüberschreitendes 
Fernsehen. In Zeiten der technologischen Konvergenz, d.h. durch das tech-
nische Zusammenwachsen von Telefon, Fax, Computer und Fernsehen, ist 
dies ein außerordentlich spannendes Thema. Aufgabe der Kulturpolitik ist 
es sicherzustellen, dass in diesem Prozess auf der europäischen Ebene nicht 
nur die Gesetze des Marktes, sondern auch die Erfordernisse der Kultur- 
und Wertegemeinschaft berücksichtigt werden.  
Nielsen-Sikora: 
In ihren Aufgabenbereich fällt gleichfalls die Kulturpolitik, die in erster 
Linie in der Zuständigkeit der jeweiligen Mitgliedstaaten liegt. Die EU-
Kulturpolitik soll die nationalen Politiken lediglich ergänzen. Ist dies im 
Hinblick auf ein immer wieder geäußertes Anliegen, eine Art europäische 
Identität zu schaffen, problematisch? 
Hieronymi: 
Die Rolle, die die Kultur für die europäische Identität spielt, hat sehr unter-
schiedliche Aspekte.  
Zum einem wird die Bedeutung der Kultur bereits auf der nationalen Ebene 
in Sonntagsreden regelmäßig betont, in der Praxis bleibt sie aber dennoch 
ein Randthema und ist chronisch unterfinanziert. Überträgt man diese Si-
tuation auf die europäische Ebene, vervielfachen sich die Probleme.  
Zweitens darf die europäische Kulturpolitik die nationale Politik lediglich 
ergänzen. Dieser Grundsatz ist richtig, hat aber zur Folge, dass es schwierig 
ist, die gemeinsame Kulturpolitik in die Lage zu versetzen, die europäische 
Identität in dem gewünschten Maße zu verstärken.  
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Zum anderen bilden die gemeinsamen kulturellen Werte die Grundlage der 
europäischen Identität, ihre Auswirkungen aber finden sich nicht nur in der 
Kulturpolitik, sondern in vielen Politikbereichen – in der Wirtschaftspolitik 
ebenso wie in den Fragen der inneren und äußeren Sicherheit oder der So-
zialpolitik. Die Grundprinzipien der europäischen Wertegemeinschaft sind 
Solidarität und Subsidiarität. Diese Prinzipien müssen sich in den verschie-
denen europäischen Politikfeldern erkennbar widerspiegeln, um die ge-
meinsame europäische Identität zu stärken. Für die europäische 
Kulturpolitik ist es im Sinne des Prinzips der Subsidiarität vor allem die 
kulturelle Vielfalt, die zu erhalten und für die Zukunft zu sichern ist. 
Diese Aufgabe ist vor allem heute in einer Zeit der zunehmenden Globali-
sierung von großer Bedeutung, um die europäische Kultur einschließlich 
ihrer vorhandenen nationalen und regionalen Vielfalt lebendig zu erhalten. 
Nielsen-Sikora: 
Mit welchen konkreten Maßnahmen will denn die europäische Kultur- und 
Bildungspolitik das Europa der Bürger unterstützen? Gibt es eine wahr-
nehmbare Einbindung der Bürgergesellschaft in den europäischen politi-
schen Diskurs der Gegenwart? Oder bleiben die Bürger bis auf Weiteres 
Zaungäste der Integration? 
Hieronymi: 
Die EU hat mittlerweile sehr erfolgreiche Instrumente und Programme 
entwickelt, die das Miteinander der Bürgerinnen und Bürger in Europa er-
leichtern. Der EU-Städtepartnerschaftsfonds fördern seit 1988 Tausende 
von Partnerschaftsbegegnungen, 1200 alleine im Jahr 2006. Das Programm 
Comenius unterstützt die Zusammenarbeit von Schulen und den Schüler-
austausch seit 1995 und hat seitdem den Austausch EU-weit von ca. 3 Mil-
lionen Schülerinnen und Schülern ermöglicht, im laufenden Programm-
zeitraum 2007-2013 sollen ebenfalls mindestens 3 Mio. Schüler in der EU 
an Schulpartnerschaften teilnehmen. Der Austausch von Studierenden in 
der EU wird schon seit 1987 durch das Programm ERASMUS unterstützt, 
seitdem konnten 1,4 Mio. Studenten in einem anderen europäischen Land 
studieren, von 2007-2013 sollen es mit 3 Mio. doppelt so viele sein. Ebenso 
von der EU gefördert wird der Austausch von Auszubildenden, seit 1996 
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haben 370.000 Auszubildende an einem Austausch teilgenommen, im Zeit-
raum 2007-2013 sollen es in jährlich EU-weit 80.000 Auszubildende sein. 
Ergänzt wird dieses Angebot durch das Programm „Jugend“ für den Ju-
gendaustausch und die europäische Jugendarbeit und das Programm „Kul-
tur“ für die Förderung von Projekten von Künstlerinnen und Künstlern aus 
mindestens drei verschiedenen EU-Mitgliedstaaten.  
Zudem gibt es, organisiert von der EU-Kommission, eine vielfältige Öf-
fentlichkeitsarbeit, die sich vor allem an Journalisten und Multiplikatoren 
wendet. 
Die Wirksamkeit all dieser hervorragenden Programme für die Einbindung 
der Bürgergesellschaft in den europäischen politischen Diskurs ist wichtig, 
aber doch begrenzt. Voraussetzung für den politischen Diskurs auch über 
europäische Fragen ist ein Mindestmaß an Information und ein Mindest-
maß an Verständnis für den europäischen Entscheidungsprozess. Diese 
Voraussetzung ist in weitesten Teilen der Bevölkerung nicht gegeben. 
Selbst bei den Eliten in unseren Ländern, die in besonderer Weise Verant-
wortung tragen, kommt wenig von dem an, was auf der europäischen Ebe-
ne geschieht. Wie sollen es dann die Bürgerinnen und Bürger verstehen? 
Erst wenn die Integration der politischen Elite in den europäischen Ent-
scheidungsprozess gelingt, erst dann werden wir auch eine wirkliche Ein-
bindung der Bürgerinnen und Bürger in den europapolitischen Diskurs 
erreichen. 
Nielsen-Sikora: 
Hier stellt sich natürlich auch die Frage nach der deutschen Position.  
Hieronymi: 
Die stärkste Position im europäischen Entscheidungsprozess liegt nach wie 
vor beim Europäischen Rat, d.h. bei den 27 Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten. Die deutsche Bundesregierung vertritt das Land mit der 
größten Bevölkerungszahl und der größten Wirtschaftskraft im Europä-
ischen Rat. Und insofern hat Deutschland, hat die jeweilige Bundesregie-
rung, wenn sie die Chancen nutzt, zweifellos den größten Einfluss. Aber 
Deutschland tut sich schwer, diese Einflussmöglichkeiten zu nutzen. Wir 
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haben keine Strukturen, die die frühzeitige Bündelung der deutschen Posi-
tion und die Vorbereitung der deutschen Einflussnahme in Brüssel erleich-
tern. Zum einen ist es die gemischte Zuständigkeit durch Außenmi-
nisterium, Kanzleramt und das jeweilige Fachministerium. Zum andern ist 
es die Aufgabenteilung im föderalistischen System, die dazu führt, dass 
Deutschland häufig erst spät seine zwischen Bundesrat und Bundesregie-
rung abgestimmte Position in Brüssel einbringt. Verbesserungen zeichnen 
sich ab, aber doch sehr langsam.  
Zudem ist bei den nationalen Entscheidern in Ministerien und Parlamenten 
häufig noch nicht ausreichend wahrgenommen worden, wie stark die Rolle 
des Europäischen Parlaments durch den Vertrag von Amsterdam (1997) in 
der Gesetzgebung ausgeweitet wurde.  
Nielsen-Sikora: 
Dem Europäischen Parlament werden indes nur scheibchenweise mehr 
Rechte eingeräumt. Wann ist hier mit dem großen Durchbruch zu rechnen, 
auch und gerade im Hinblick auf Wahlbeteiligung und politische Einfluss-
nahme der europäischen Bürgervertreter? 
Hieronymi: 
Das sehe ich optimistischer als Sie. Man muss allerdings zwischen der Be-
teiligung an der Europawahl und der politischen Bedeutung des Parlaments 
unterscheiden. Das größte Problem ist nicht mehr die unzureichende Ge-
setzgebungszustädnigkeit des Parlaments, sondern die unzureichende In-
formation der Bürgerinnen und Bürgern über die Verantwortlichkeiten bei 
der Gesetzgebung.  
Es ist bisher kaum verstanden worden, welche Fortschritte bei der Zustän-
digkeit des Europäischen Parlaments seit der ersten Direktwahl 1979 er-
reicht worden sind. Dies gilt für den Vertrag von Maastricht (1991) und vor 
allem für den Vertrag von Amsterdam (1997). Aus meiner Sicht waren die 
Rechte, die mit diesen Reformverträgen verbunden waren (Ausweitung und 
Vereinfachung des Mitentscheidungsverfahrens, Vetorecht) in der Gesetz-
gebung grundlegender als das, was durch den Reformvertrag von Lissabon 
zusätzlich erreicht wird. Den Durchbruch hat Amsterdam gebracht, der 
Vertrag von Lissabon fokussiert diese Zuständigkeiten des Parlaments in 
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der Gesetzgebung noch einmal und erweitert sie. Mit dem Vertrag von Lis-
sabon werden Rat und Parlament bei der europäischen Gesetzgebung im 
Wesentlichen gleichberechtigt. Entscheidend wird sein, ob die Eliten und 
die Bürgerinnen und Bürger, diesen Prozess als Vorteil erkennen, der zu 
mehr demokratischer Beteiligung und Transparenz führt. 
Nielsen-Sikora: 
Aus dem Vertrag von Lissabon ist die Symbolebene getilgt worden. Hat 
nicht gerade diese Ebene den Vorteil, die Bürgergesellschaft einbinden, 
und so etwas wie eine europäische Identität stiften zu können? 
Hieronymi: 
Diese Frage beantworte ich mit einem doppelten Nein! Erstens ist im Ver-
trag von Lissabon die Symbolebene nicht getilgt worden, sondern sie hat 
nur den Stand behalten, wie er heute ist. Die europäische Fahne und die 
Hymne bleiben Symbole, wie sie es heute schon sind, werden aber noch 
nicht im Vertrag verankert. Sie können und sollen in Zukunft ebenso ge-
nutzt werden wie heute.  
Zweitens hat die bisherige Geschichte der EU unter Beweis gestellt, dass 
diese Symbole alleine keine ausreichende Grundlage für die Begründung 
einer europäischen Identität sind. Seit vielen Jahren haben wir diese Sym-
bole und trotzdem haben die Bürgerinnen und Bürger die europäischen 
Entscheidungsprozesse nicht verstanden, weil die Informationen und die 
Strukturen nicht ausreichen, um sie verständlich zu machen. Deshalb sage 
ich ganz klar: Mit diesen Symbolen schaffen wir die europäische Bürgerge-
sellschaft nicht. Wir können mit diesen Zeichen nur zum Ausdruck brin-
gen, was als Bürgergesellschaft existiert. Und deshalb halte ich die 
materiellen Fortschritte des Vertrages auch für die Bildung einer europä-
ischen Bürgergesellschaft für viel entscheidender.  
Wir haben in der Vergangenheit schon erfahren, dass der europäische Eini-
gungsprozess nur schwer ins Bewusstsein der nationalen Entscheider und 
der Bürgerinnen und Bürger eindringt. Mit dem Vertrag von Lissabon 
kommt aber glücklicherweise ein zusätzliches neues Element: Die EU be-
kommt endlich mehr Gesichter! Die Wahl des Kommissionspräsidenten 
durch das Europäische Parlament wird für dieses Parlament mehr Auf-
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merksamkeit erreichen, als es die Erweiterung der Gesetzgebungszustän-
digkeiten je leisten könnte. Die Wahl des für zweieinhalb Jahre amtieren-
den EU-Ratspräsidenten und des mit zusätzlichen Kompetenzen 
ausgestatteten Hohen Kommissars für die Außen- und Sicherheitspolitik 
wird Europa menschlicher, sichtbarer und auf diese Weise interessanter 
machen. Die große Hoffnung des Europäischen Parlaments und auch meine 
Hoffnung ist, dass mit diesen Gesichtern auch der komplexe gesetzgeberi-
sche Entscheidungsprozess in Zukunft leichter nachvollzogen werden kann. 
Nielsen-Sikora: 
Sie sagten bereits, dass der Reformvertrag in gewisser Hinsicht ein abge-
speckter Verfassungsvertrag ist. Insofern bleiben auch Teile der Kritik dar-
an erhalten, wenngleich sie zurzeit nicht so virulent ist wie 2005. Wie 
stehen Sie selber zu den Vorwürfen am Vertragswerk, die vor allem von 
NGOs erhoben worden sind? 
Hieronymi: 
Zur Kritik am Vertragswerk kann ich nur sagen, den einen ging der Vertrag 
zu weit, den anderen ging er nicht weit genug. Der Vertrag fasst zusam-
men, was in 27 Regierungen und nationalen Parlamenten, im Europäischen 
Parlament und in der Europäischen Kommission konsensfähig war. Unter 
Berücksichtigung dieses Rahmens teile ich die Kritik am Vertrag nicht, 
sondern halte ihn für das zurzeit bestmöglichste Instrument, um die Zu-
kunft Europas in Frieden, Freiheit und sozialer Sicherheit zu gestalten.  
Die mit dem Reformvertrag gegebenen Chancen werden wir aber nur nut-
zen können, wenn wir die Zustimmung der Bürgerinnen und Bürger ge-
winnen. Voraussetzung dafür ist die Akzeptanz bei den Eliten und in der 
Folge bei der Bevölkerung unserer Länder. Viele haben bisher nicht wirk-
lich verstanden, welche Chancen der Vertrag bietet und wo er wegen feh-
lender Einstimmigkeit nicht weiter gehen konnte. Dies gilt auch für die 
kritische Position einzelner NGOs. Wer die Chancen dieses Vertrages 
nutzt, schafft gleichzeitig die beste Voraussetzung zur Lösung der Proble-
me, die heute noch zu Recht an der EU kritisiert werden.  
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„Europa war und ist ein Friedensprojekt“ 
Interview mit Hans-Gert Pöttering, MdEP 
Hans-Gert Pöttering, geb. 1945, ist seit 2007 Präsident des Europä-
ischen Parlaments. 
Nielsen-Sikora: 
Welcher Weg hat sie persönlich „nach Europa“ geführt?  
Pöttering: 
Europa war und ist für mich ein Friedensprojekt. Mein eigener Vater ist im 
Zweiten Weltkrieg, wenige Monate vor meiner Geburt, gefallen – nicht zu-
letzt auch deswegen habe ich mich sehr früh für die Einigung Europas en-
gagiert, angespornt von der überzeugenden Europapolitik des ersten 
deutschen Bundeskanzlers Konrad Adenauer. Schon damals wurde deut-
lich, dass – das noch geteilte – Deutschland die Herausforderungen und 
Probleme der Zukunft allein nicht würde bewältigen können. 1979 wurde 
ich dann von der Jungen Union, der Jugendorganisation der CDU, in Nie-
dersachsen als Kandidat zur ersten Direktwahl zum Europäischen Parla-
ment vorgeschlagen. 
Nielsen-Sikora: 
Welche waren für Sie, da Sie seit der ersten Direktwahl dem Europäischen 
Parlament angehören, die entscheidenden Wegmarken der Politikgestaltung 
des Europäischen Parlaments? 
Pöttering: 
Wenn mir nach meiner ersten Wahl 1979 – damals als jüngster Abgeordne-
ter meiner Fraktion – jemand gesagt hätte, dass ich es als Parlamentarier 
eines Tages erleben würde, dass der politische Einigungsprozess in Europa 
drei Länder einschließen würde, die damals von der Sowjetunion besetzt 
waren (Estland, Lettland und Litauen) sowie die ehemaligen Mitglieder des 
Warschauer Paktes: Polen, Tschechoslowakei (heute die Tschechische Re-
publik und die Slowakei), Ungarn ebenso wie Bulgarien und Rumänien, 
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und auch Slowenien (das damals zu Jugoslawien gehörte) – und dass sogar 
Deutschland vereint sein würde – hätte ich ihm damals geantwortet: „Das 
ist eine Hoffnung, eine Vision, aber leider ist es unwahrscheinlich, dass wir 
es erleben werden.“ 
Neben der Wiedervereinigung Europas sind die entscheidenden Wegmar-
ken die schrittweise vollzogene Erweiterung der Gesetzgebungs- und 
Haushaltskompetenz des Europäischen Parlaments. Von einer beratenden 
Versammlung im Jahr 1979 ist das Parlament heute in den meisten Legisla-
tivbereichen zum gleichberechtigten Gesetzgeber geworden. Die volle Mi-
tentscheidungsbefugnis des Europäischen Parlaments – gemeinsam mit 
dem Rat – soll mit dem Inkrafttreten des Reformvertrages von Lissabon 
noch vor der nächsten Direktwahl des Europäischen Parlaments im Juni 
2009 Realität werden. Ein wesentliches Element des Reformvertrages ist 
dabei die Charta der Grundrechte, mit der erstmals die gemeinsamen Wert-
vorstellungen der Europäischen Union Rechtscharakter erlangt haben. 
Nielsen-Sikora: 
Das Europäische Parlament ist das Repräsentationsorgan der Unionsbürger, 
die sich zunehmend im Rahmen der organisierten Zivilgesellschaft für das 
europäische Projekt einsetzen. Dennoch ist der Anteil derjenigen, die sich 
für Europa engagieren, überschaubar. Wie schätzen Sie persönlich die Si-
tuation gerade im Hinblick auf ein „Europa der Bürger“ ein und welche 
weiteren Maßnahmen könnten die Unterstützung der Bürger forcieren? 
Pöttering: 
Sind das Interesse und der Anteil derjenigen, die sich für Europa engagie-
ren, wirklich so gering? Seit Jahren erlebe ich, dass in Brüssel die Zahl der 
Menschen, die als Vertreter der gesellschaftlichen Kräfte am Bau der Euro-
päischen Union mitarbeiten, stetig wächst. Auf die Stellenausschreibungen 
der Europäischen Agentur für Personalauswahl bewerben sich tausende 
von (zumeist jungen) Europäerinnen und Europäern und jährlich kommen 
rund 250.000 Besucher in das Europäische Parlament. Die Menschen stel-
len fest, dass „Europa“ im Alltag zunehmend eine Rolle spielt und ihnen 
hilft, wenn sie z.B. für Banküberweisungen innerhalb der EU nicht mehr 
Gebühren bezahlen müssen als im Inland oder in Länder des Schengen-
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Raumes ohne Pass reisen und in den meisten davon mit einer gemeinsamen 
Währung bezahlen können. 
Nielsen-Sikora: 
Welche Kenntnisse müssen die Bürger von Europa in Ihren Augen haben? 
Pöttering: 
Sie sollten sich für Europa genauso interessieren wie für ihr eigenes Land 
oder ihre Heimatstadt. Informationen über Europa werden ganz überwie-
gend von den nationalen Medien verbreitet, und wenn über Europa berich-
tet wird, dann meist aus einer nationalen Perspektive und leider sehr häufig 
mit einem kritischen Unterton. Wir sollten stärker eine europäische Me-
dienöffentlichkeit entwickeln, aber das Thema „Europa“ auch mehr in den 
Lehrplänen der Schulen verankern. 
Nielsen-Sikora: 
Glauben Sie, dass der Einsatz auf der symbolischen Ebene zu einer größe-
ren Anerkennung der europäischen Einigung geführt hat? Und wenn ja, 
warum wurde gerade die Symbolebene aus dem Lissabonner Vertrag ge-
tilgt? 
Pöttering: 
Das Fehlen der europäischen Symbole im Reformvertrag ist bedauerlich 
und wird auch von den meisten Menschen nicht verstanden, denn die 
überwiegende Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger Europas identifiziert 
sich mit diesen Symbolen. Wir brauchen deswegen auf diese Symbole (wie 
z.B. Flagge oder Hymne) aber nicht zu verzichten; das Europäische Parla-
ment wird sie weiter offensiv einsetzen. Zum Beispiel wird bei Besuchen 
von Staatschefs im Europäischen Parlament die Europahymne neben der 
Hymne des Gastlandes regelmäßig gespielt. Sie behalten ihren Platz, denn 
sie leisten einen wesentlichen Beitrag zur gemeinsamen europäischen Iden-
tität. 
Nielsen-Sikora: 
Kürzlich haben das Europäische Parlament sowie der Europäische Rat in 
einem Beschluss vom 12. Dezember 2006 (1904/2006/EG) ein Programm 
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für die Zeit zwischen 2007 und 2013 ins Leben gerufen, das auf ein „Eu-
ropa für Bürgerinnen und Bürger“ zur Förderung einer aktiven eu-
ropäischen Bürgerschaft abgestellt ist. Im Kern geht es hierbei um die 
Bewusstmachung gemeinsamer Werte, gemeinsamer Geschichte, gemein-
samer Kultur, den aktiven Kampf gegen Rassismus und Intoleranz, um die 
Förderung des Zusammenhalts und die Weiterentwicklung der Demokratie 
bzw. die Beseitigung ihrer Defizite im Hinblick auf ihre Legitimationskraft. 
Von welchen Werten, von welcher gemeinsamen Geschichte, von welcher 
Kultur sprechen wir hier? 
Pöttering: 
Europa, so heißt es in der Berliner Erklärung anlässlich des 50. Jahrestages 
der Unterzeichnung der Römischen Verträge, „war über Jahrhunderte eine 
Idee, eine Hoffnung auf Frieden und Verständigung. Diese Hoffnung hat 
sich erfüllt. (...) Wir Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union sind 
zu unserem Glück vereint.“ Die Idee der Europäischen Integration ist aus 
einer bewegten und wechselvollen europäischen Geschichte gewachsen. 
Unsere gemeinsame Grundlage ist das kulturelle Erbe, das in der griechi-
schen Philosophie, dem Römischen Recht, dem Judentum und Christentum, 
der Aufklärung und dem Humanismus wurzelt. Sie ist weit mehr als eine 
Anzahl gemeinsamer Institutionen und Regeln. Sie gründet auf der gemein-
samen Geschichte, einem gemeinsamen Werteverständnis – dessen Kern 
der Respekt vor der Menschenwürde bildet. Die Europäische Union formt 
daraus einen Rahmen, um im Sinne der Menschen und des friedlichen Zu-
sammenlebens gemeinsam zu handeln – ein Rahmen, der uns die Möglich-
keit zur Verwirklichung unserer Werte im täglichen Leben und in der 
Gestaltung einer gemeinsamen Zukunft bietet. Ihr liegen unsere zentralen 
Werte zugrunde: Freiheit, die in Europa mit dem Rechtsstaat und dem De-
mokratieprinzip geschützt wird, Solidarität, die mit dem Prinzip der Sozia-
len Marktwirtschaft praktisch umgesetzt wird und Gerechtigkeit, die seit 
den philosophischen Dialogen Platons unser Streben nach einer auf Aus-
gleich und Recht basierenden, zutiefst europäischen Idee beschreibt. 
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Nielsen-Sikora: 
Viele Bürger begreifen Europa noch immer als elitäres Projekt und sehen 
sich selbst als Zaungäste europäischer Politik. Denn die europapolitischen 
Gestaltungsräume sind eng an die Kräfte Rat, Kommission und Gerichtshof 
gekoppelt und die Mitgliedstaaten weiterhin unbestritten die „Herren der 
Verträge“. Was ändert sich mit dem Vertrag von Lissabon in Bezug auf die 
Einflussnahme des Europäischen Parlaments? 
Pöttering: 
Wir haben als Europäisches Parlament immer darauf bestanden, dass die 
politische Substanz des Verfassungsvertrages im neuen Reformvertrag er-
halten bleibt. Dies ist aus unserer Sicht geschehen. Mit dem Reformvertrag 
wird das Europäische Parlament in seinen drei zentralen Aufgaben gestärkt: 
1. Wir teilen uns künftig in fast allen politischen Bereichen die Gesetzge-
bungskompetenz mit dem Ministerrat. Der Prozess der gleichberechtigten 
Mitentscheidung von Rat und Parlament hat Anfang der 90er Jahre mit dem 
Vertrag von Maastricht begonnen und ist durch den Vertrag von Amster-
dam verstärkt worden. Das Mitentscheidungsverfahren hat sich bewährt im 
täglichen Miteinander der Institutionen bei der europäischen Gesetzgebung. 
Im Falle einer Uneinigkeit zwischen Rat und Parlament müssen wir uns in 
einem Vermittlungsausschuss einigen. Mit dem Reformvertrag wird das 
gemeinsame Gesetzgebungsverfahren auf so wichtige Bereiche wie die 
Asyl- und Migrationspolitik, die Bekämpfung der grenzüberschreitenden 
Kriminalität sowie den Bereich der zivil- und strafrechtlichen Zusammen-
arbeit ausgeweitet. Das sind weit reichende Neuerungen zugunsten des Eu-
ropäischen Parlaments. Zwar wird die Europäische Union im Bereich der 
Außen- und Sicherheitspolitik auch künftig weiterhin in erster Linie durch 
zwischenstaatliches Handeln tätig, jedoch kann das Europäische Parlament 
auch hier über seine Einflussmöglichkeiten auf den gemeinsamen Haushalt 
durchaus mitgestalten. 
 2. Mit dem Reformvertrag entscheidet das Europäische Parlament künftig 
völlig gleichberechtigt mit dem Ministerrat über den Gesamthaushalt. Bei 
der Festlegung der Einnahmen der Europäischen Union, die sich gegenwär-
tig auf rund 120 Milliarden Euro im Jahr belaufen, hat der Rat das letzte 
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Wort, im Bereich der Ausgaben aber das Europäische Parlament. Es ist ein 
weiter, oftmals steiniger und mühsamer Weg gewesen, den wir in Bezug 
auf unsere Mitverantwortung beim Haushalt gegangen sind. 1979 war der 
heutige Mitwirkungsgrad noch völlig undenkbar. Die Interessen der euro-
päischen Bürgerinnen und Bürger wollen wir auf Basis dieser Haushalts-
rechte in Zukunft noch besser vertreten. 
3. Wir üben eine Kontrollfunktion gegenüber der Europäischen Kommissi-
on aus. Schon 2004 konnte sich das Parlament mit der Forderung durchset-
zen, dass die politische Orientierung des Kommissionspräsidenten das 
Ergebnis der Wahl zum Europäischen Parlament widerspiegeln sollte. Mit 
dem Reformvertrag wird dieser grundlegende Anspruch eines demokratisch 
gewählten Parlaments rechtswirksam: Künftig werden die Staats- und Re-
gierungschefs bei der Nominierung eines Kandidaten für die Wahl des 
Kommissionspräsidenten das Ergebnis der Wahl zum Europäischen Parla-
ment berücksichtigen müssen. Nach dem Reformvertrag wählt das Europä-
ische Parlament den Präsidenten der Kommission und erteilt in einer 
weiteren Abstimmung der Gesamtkommission das Vertrauen oder verwei-
gert es. Die Rechte des Europäischen Parlaments bei der Berufung der 
Kommission sind damit umfassender, als die des Deutschen Bundestages, 
der den Bundeskanzler wählt, aber nicht der Bundesregierung insgesamt 
das Vertrauen erteilt. Wir werden weiter daran arbeiten, dass das politische 
Profil der Europäischen Union gestärkt wird. Die politischen Familien auf 
europäischer Ebene, die sich in den Fraktionen im Europäischen Parlament 
widerspiegeln, sind Ausdruck der lebendigen politischen Vielfalt in der Eu-
ropäischen Union.  
Nielsen-Sikora: 
Sind Sie mit der Arbeit des Europäischen Parlaments in der Vergangenheit 
grundsätzlich einverstanden gewesen? Gab es Beschlüsse/Empfehlungen, 
die Sie persönlich anders entschieden hätten? 
Pöttering: 
Es ist mehr die Geschwindigkeit, die ich manchmal gerne erhöhen würde, 
als das Erreichte, das ich nicht zu kritisieren habe. Oft hat man das Gefühl, 
Europa bewege sich im Tempo einer Schnecke. Schaut man aber zurück 
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und sieht, welchen weiten Weg das Projekt der Europäischen Einigung in 
„nur“ 50 Jahren zurückgelegt hat, kann man zu Recht stolz darauf sein. Na-
türlich sind im Laufe der Jahre auch immer Kompromisse nötig gewesen. 
Persönlich habe ich bedauert, dass es uns nicht gelungen ist, unser christ-
lich-jüdisches Erbe im Verfassungsentwurf bzw. jetzt im Reformvertrag zu 
erwähnen. Dafür haben wir mit der Einleitung „Schöpfend aus dem kultu-
rellen, religiösen und humanistischen Erbe Europas, aus dem sich die un-
verletzlichen und unveräußerlichen Rechte des Menschen sowie Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit als universelle Werte ent-
wickelt haben“ eine akzeptable Kompromissformel gefunden. 
Nielsen-Sikora: 
Die Wahlbeteiligung an den Wahlen zum Europäischen Parlament ist seit 
der ersten Direktwahl von 1979 stetig rückläufig. Was unternimmt das Eu-
ropäische Parlament, um diesem Trend gegenzusteuern? Dürfen die Bürge-
rinnen und Bürger in naher Zukunft mit einer Änderung der 
Wahlmodalitäten, mit Spitzenkandidaten u.ä. rechnen? 
Pöttering: 
Immer noch glauben viele Menschen in Europa, die Wahlen zum Europä-
ischen Parlament würden „doch nichts ändern“. Wir müssen den Menschen 
stärker bewusst machen, dass das Parlament heute Entscheidungen fällt, die 
alle etwas angehen – beispielsweise mit der Verordnung zur Beschränkung 
der „Roaming“-Gebühren für Mobiltelefonate im Ausland, bei der Liberali-
sierung der europäischen Flugtarife oder der Senkung der Überweisungs-
gebühren auf Inlandsniveau. Und dieser Prozess wird sich nach dem 
Inkrafttreten des Reformvertrages fortsetzen, denn dann wird z.B. das 
Wahlergebnis der Europawahlen unmittelbaren Einfluss darauf haben, wel-
cher politischen Familie der Präsident der Europäischen Kommission an-
gehört. 
Nielsen-Sikora: 
Mit dem Vertrag von Maastricht sah sich die europäische Integration ers-
tmals mit einer Akzeptanzkrise größeren Ausmaßes konfrontiert. Während 
sich der Integrationsprozess bis dato der Zustimmung einer großen Mehr-
zahl der Menschen in den Mitgliedstaaten erfreute und sich die verantwort-
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lichen Politiker bei ihren Entscheidungen zur schrittweisen Entwicklung 
der Gemeinschaft mindestens des »permissive consensus« deutlicher 
Mehrheiten sicher sein konnten, scheint das vor allem seit 2005 nicht mehr 
der Fall zu sein. Können Europa-Schulen, europäische Bildungsarbeit, die 
Konstruktion einer europäischen Identität Auswege aus dieser Lage sein? 
Pöttering: 
Ich kann Ihren Pessimismus nicht teilen. Nach einer Eurobarometer-
Umfrage denkt eine klare Mehrheit von 57 % der Bürgerinnen und Bürger 
der Europäischen Union, dass die Mitgliedschaft ihres Landes in der Euro-
päischen Union eine gute Sache ist – dieser Indikator befindet sich damit 
auf seinem höchsten Stand seit 14 Jahren. Diese optimistische Einschät-
zung gilt auch für die positive Bewertung des Images der Europäischen 
Union, die von 46% (Herbst 2006) auf nunmehr 52 % angestiegen ist. Die-
se positive Einschätzung teilen die Menschen auch in Bezug auf die Euro-
päische Kommission und das Europäische Parlament. Als Präsident des 
Europäischen Parlaments freut es mich, dass das Parlament unter den Insti-
tutionen mit 56 % dabei das größte Vertrauen genießt. Diese Bewertungen 
freuen mich auch deswegen, weil wir uns alle noch gut daran erinnern kön-
nen, in welcher ernsten Krise sich die Europäische Union in der ersten 
Hälfte des Jahres 2007 befunden hat. Es gab damals mehr Kommentatoren, 
die ein Scheitern der Wiederbelebung des Verfassungsvertrages vorhersa-
hen als umgekehrt. Selbstverständlich helfen die von Ihnen angesprochenen 
Einrichtungen wie Schulen, Bildungsarbeit, aber auch die Mehrsprachig-
keit, Austauschprogramme, Reisen, europäische Medien und kulturelle 
Veranstaltungen dabei, dass Europa seine Erfolgsgeschichte fortsetzen 
kann.  
Nielsen-Sikora: 
Wie sieht die Zukunft der Vertiefung und vor allem der Erweiterung aus? 
Pöttering: 
Für mich steht jetzt die „Vertiefung“ im Vordergrund. Ich gehe davon aus, 
dass wir – mit der Ausnahme Kroatiens – vorerst keine neuen Erweiterun-
gen durchführen können. Selbstverständlich schließt das die europäische 
Perspektive der westlichen Balkanländer nicht aus, nur benötigen wir mehr 
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Zeit vor künftigen Erweiterungen. Auch mit der Türkei werden Beitritts-
verhandlungen geführt; dabei wissen beide Seiten, dass der Ausgang der 
Verhandlungen offen ist. Aber es wird die folgende Generation politischer 
Entscheidungsträger sein, die über die Fragen künftiger Erweiterungen 
wird entscheiden müssen. 
Nielsen-Sikora: 
Sie sind derzeit nicht nur Präsident des Europäischen Parlaments, sondern 
ebenfalls Vorsitzender des parlamentarischen Lenkungsausschusses der 
Initiative „Europa eine Seele geben“. Können Sie uns einen kurzen Ein-
blick in die damit verbundenen Abläufe geben? 
Pöttering: 
Es geht der Initiative darum, den europäischen Einigungsprozess mit Mit-
teln der Kultur zu fördern und damit gleichzeitig eine europäische Identität 
zu entwickeln. Es geht nicht darum, die Stellung der Kulturpolitik in der 
Europäischen Union zu stärken, sondern die Kultur für die europäische Ei-
nigung zu nutzen. Was mich an dem Konzept überzeugte, war der klare 
Wille, es nicht bei der Erörterung zu belassen, sondern die Dinge in Europa 
verändern zu wollen. Wie die originellen und produktiven Ideen wirksam 
gemacht werden sollen, haben die bisherigen „Berliner Konferenzen“ ver-
deutlicht. Als Ergebnis der I. Berliner Konferenz 2004 wurde der Parla-
mentarische Lenkungsausschuss verabredet, und es war nicht schwer, für 
ein so spannendes Konzept wie „Europa eine Seele geben“ engagierte und 
einflussreiche Abgeordnete sowohl aus den „alten“ wie auch aus den „neu-
en“ Ländern der Europäischen Union und gleichzeitig aus verschiedenen 
Fraktionen zu gewinnen. Alle sechs Monate tritt der Lenkungsausschuss in 
Brüssel zusammen, diskutiert im Detail und verabredet gemeinsame Schrit-
te. Dagegen wird die Berliner Konferenz im Zweijahresrhythmus wieder-
holt, um den Stand der Umsetzung zu bilanzieren, das Erreichte 
vorzustellen und neue Partner zu gewinnen. Die III. Berliner Konferenz ist 
für November 2008 geplant. 
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